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Be grü n du n g 

z u m  Be ba uu n gsp la n Nr .  40  „ Se ch z eh n  Mo rge n “  

 

 

- 1 - 

1 Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung  

1.1  Aufstellungsbeschluss und Verfahrensgrundlage  

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Aro lsen hat in  ihrer 33.  Sitzung am 

11.12.2025 die Aufs tellung des Bebauungsplans Mengeringhausen Nr.  40 „Sechzehn 

Morgen" als  angebotsschaf fenden Bebauungsplan gemäß § 2 Abs.  1 BauGB besch los-

sen.  Zugleich wurde die Änderung des Flächennutzungsplans im Paral lelverfahren 

nach § 8 Abs.  3 BauGB eingeleitet.  Der räumliche Geltungsbereich umfasst die Flur-

stücke 17/2 und tei lweise 16 der Flur 38 in  der Gemarkung Mengeringhausen mit  einer 

Gesamtf läche von rund 198.832 Quadratmetern.  

Ein  konkret benannter Vorhabenträger lag dem Aufs tel lungsbeschluss  n icht zugrunde.  

Der Bebauungsplan so l l die planungsrecht lichen Voraussetzungen für eine spätere 

Ans iedlung eines  Batteriespeicherprojekts  durch derzeit  noch nicht fes tstehende In-

vestoren schaffen.  Die Wahl eines  angebotsschaffenden Bebauungsplans anstel le ei -

nes  vorhabenbezogenen Bebauungsplans nach § 12 BauGB is t  bewusst getrof fen:  Sie 

gewährleis tet die Offenheit  gegenüber mehreren potenziel len Vorhabenträgern,  ver-

meidet eine unzu läss ige Vorprägung auf  ein  Einzelvorhaben und erlaubt eine f lex ible 

techn ische Ausgestaltung im Rahmen späterer Genehmigungsverfahren. Die Ar t der 

bau l ichen Nutzung wird als  sonst iges  Sondergebiet  mit  der Zweckbest immung „Ener-

gie -/Speicherin frastruktur"  gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO festgesetzt.  

Die frühzeit ige Betei ligung der Öffent l ichkeit  gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie der Be -

hörden und sonst igen Träger ö ffent licher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB wurde mit  

dem Aufs tellungsbeschluss eingeleitet . 

1.2  Planungsanlass 

Die Planung erfo lgt  vor dem Hintergrund der Transformat ion der Energieversorgung 

h in  zu einer weitgehend treibhausgasneutralen Stromerzeugung bis  2035 und zur K li -

maneutral ität  bis  2045 nach dem Bundes -Kl imaschutzgesetz.  Das EEG 2023 s ieht ei -

nen Anteil  erneuerbarer Energien am Bruttostromverbrauch von mindestens 80 Pro-

zent bis  2030 vor;  der damit  verbundene Ausbau insbesondere von Wind - und Solar-

an lagen macht einen erhebl ichen Zubau an Stromspeichern erforderl ich.  Der Bedarf  

an Bat teriespeicherkapazität  wird  bis  zum Jahr 2030 auf  rund 104 GWh und bis  2045 

auf  rund 180 GWh geschätzt.  

Das deutsche Über tragungsnetz weis t trotz lau fenden Netzausbaus weiterh in s truktu-

rel le Engpässe auf,  insbesondere im Nord -Süd-Transpor t  erneuerbarer Energien,  die 

hohe Redispatch -Kosten verursachen.  Im Netzentwicklungsplan Strom 2037/2045 

werden Großbatter iespeicher als eigenständiges Flex ibi li tätsinstrument mit  erhebl i -

chen Leistungen eingeplant,  um Netzengpässe zu reduzieren und die Systemstabi li tät  

zu  s ichern.  Die am 18.12.2023 veröffent l ichte Stromspeicher -Strategie des Bundes-

min is teriums für Wir tschaft  und Kl imaschutz (BMWK; jet zt  BMWE) misst  dem Ausbau 

von Stromspeichern eine herausragende Rol le bei,  um auch zukünft ig die Stabil i tät  

des Stromnetzes zu gewährleisten;  Batteriespeichersysteme werden als  zentrales  In-

s trument für die Netzintegrat ion erneuerbarer Energien und die Bereits tel lu ng von Sys-

temdienst leistungen benannt.  
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§ 11c EnWG stel l t k lar,  dass  Errichtung und Betrieb von An lagen zur Speicherung 

elektrischer Energie im überragenden öf fent l ichen In teresse l iegen und der ö ffent li -

chen Gesundheit  und Sicherheit dienen. Diese gesetzgeberische Wertungsentschei -

dung wirkt  als  Abwägungsdirekt ive:  Sie verleih t  den Belangen der Errichtung und des 

Betriebs  von Energiespeicheran lagen ein  besonderes Gewicht,  das  die Stadt Bad Aro l-

sen in  die Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB einstel l t .   

Auf Landesebene verfo lgt  das  Hess ische Energiegesetz (HEG) in  der novel l ier ten Fas-

sung das Ziel , den Energieverbrauch von Strom und Wärme langfris t ig zu 100 Prozent 

aus erneuerbaren Energiequel len zu decken und die Kl imaneutral i tät bis 2045 zu er-

reichen.  Der Integrierte Kl imaschutzplan Hessen s ieht ambit ion ierte Zwischenziele zur 

Emiss ionsminderung vor,  unter anderem minus 55 Prozent bis  2030 gegenüber 1990.  

Dies  setzt  einen mass iven Ausbau erneuerbarer Energien und eine entsprechende Fle -

x ibil is ierung des Energiesystems voraus,  zu  der Großbat teriespeicher als  netzdien li -

che Flex ibi l i tätsoption beitragen.  

Das Plangebiet  l iegt in  unmit telbarer Nachbarschaft  zu  einem bestehenden Umspann-

werk des Höchst -/Hochspannungsnetzes  und damit  an einem Netzknotenpunkt des 

deutschen Übertragungsnetzes.  Die beabs icht igte Erweiterung des Umspannwerks  in  

nördlicher R ichtung erhöht die Netzverknüpfungskapazitäten und bestät igt  die ener-

giewir tschaft l iche Bedeutung des Standor ts.  Die Nähe zum Umspannwerk ermögl icht 

einen direkten Netzansch luss einer zukünft igen Bat teriegroßspeicheran lage ohne zu-

sät zl iche weiträumige Leitungs in frastruktur und entspricht dem bundesrechtl ich  her-

vorgehobenen räumlich -funktionalen Zusammenhang zwischen Speicheranlagen und 

Netzknoten gemäß § 35 Abs.  1 Nr.  12 BauGB in  der Fassung vom 23.12.2025. Der 

verfahrensgegenständl iche Bebauungsplan schaf ft  somit  ein planungsrecht l iches An-

gebot für entsprechende Vorhaben.  Die besondere net ztechn ische Eignung des Stand-

or ts  wird durch die Netzanschlusszusage des zuständigen Über tragungsnetzbetrei -

bers  TenneT für ein  kundeneigenes Anschlussschaltfeld am Umspannwerk Twi s tetal 

belegt. D iese eröffnet einen Netzansch luss mit  einer Leistung von bis  zu  1 ,0 GW und 

dokument iert  die überregionale Bedeutung des 380 -kV-Netzknotens.  Eine vergleich-

bare Anschlusskapazität wäre an anderen Standor ten regelmäßig n icht oder nur unter 

erhebl ichem zusätzl ichem Netzausbau verfügbar.  

1.3  Planerfordernis  

Das städtebau liche Erfordern is  der Planung im Sinne des § 1 Abs.  3 BauGB, wonach 

Bauleitpläne aufzustel len s ind,  soweit  dies  für die s tädtebau l iche Entwicklung und Ord-

nung erforderl ich  ist ,  wird auf  drei  t ragende Gründe gestüt zt:  

•  Die Sicherung einer bedarfsgerechten,  f lex iblen und zuverläss igen Energiever-

sorgung als  Belang der Daseinsvorsorge (§ 1 Abs.  6 Nr.  8 l it .  e BauGB):  Die 

Bereits tellung von Speicherkapazitäten im unmittelbaren Umfeld eines  Netzkno-

tenpunkts dient der bedarfsg erechten,  f lex iblen und zuverläss igen Energiever-

sorgung.  

•  Die Förderung von Kl imaschutz und Kl imaanpassung durch bessere Nutzung er-

neuerbarer Energien (§ 1 Abs.  5 Satz 2 BauGB): Die bessere Nutzung erneuer-

barer Energien durch Zwischenspeicherung verringer t  den Bedarf  an foss i len 

Reservekapazitäten und leistet  ein en Beitrag zur Erreichung der bundes - und 

landesweiten Klimaschutzziele.  
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•  Das gesetzl iche Leitbi ld des überragenden öf fent l ichen Interesses an Strom-

speicheran lagen (§ 11c EnWG, § 2 EEG):  Die gesetzgeberische Wer tungsent-

scheidung zugunsten von Speicheran lagen s tärkt  die Stellung des Vorhabens in 

der Abwägung gegenüber konkurrierenden Belangen.  

Die Stadt Bad Aro lsen nutzt  den Bebauungsplan als Instrument ihrer gemeindl ichen 

Planungshoheit, um im räumlichen Umfeld des Umspannwerks vorausschauend ein  

sondergebiets typisches Flächenangebot für eine „Energie -/Speicherinfrastruktur" zu  

schaf fen, die besondere Nutzungsart  geordnet zu  steuern,  Nutzungskonf l ikte zu ver-

meiden und die Einbindung in  Landschaft  und Umgebung planungsrecht l ich  zu s ichern. 

Dies erfolgt unabhängig von der seit  dem 23.12.2025 geltenden tei lweisen Außenbe -

reichspriv i legierung nach § 35 Abs. 1 Nr. 11 und 12 BauGB. Im unmittelbaren Umgri f f 

des  bestehenden und der geplanten Erweiterung des Umspannwerks  verlaufen meh-

rere 380-kV- und 110-kV-Freilei tungen,  deren Leitungsschutzbereiche die tatsäch l iche 

Bebaubarkeit des  nach § 35 Abs. 1 Nr.  1 2 BauGB priv ilegierten 200-Meter-Bereichs  

neben der straßen - und sch ienengebundenen In frastruktur erhebl ich einschränken.  

Eine aussch l ießl ich  auf  die Außenbereichspriv ilegierung gestüt zte Vorhabenzu lassung 

würde daher nicht zu  einer räumlich s innvol len und  s tädtebau l ich geordneten Ausnut-

zung des Standor ts  führen.  Die Bau leitplanung is t  erforderl ich, um über den durch 

Leitungsschutzbereiche eingeengten Priv ilegierungsbereich hinaus eine funkt ional 

nutzbare,  konf l iktarm bebaubare Fläche für die „Energie -/Speicherin frastruktur"  fes t-

zu legen und die Nutzung im Gemeindegebiet kons istent zu  steuern.  Die Stadt Bad 

Aro lsen macht mit  der Aufstel lung des Bebauungsplans bewusst von ihrer Planungs-

hoheit Gebrauch.  Die Priv i legierung im Außenbereich erfasst ledigl ich einen  eng be -

grenzten, umspannwerksnahen Bereich;  s ie ermögl icht weder eine geordnete städte-

bau l iche Entwicklung der Gesamtf läche noch eine h inreichende Steuerung von Lage,  

Ausmaß und Einbindung der An lage. Eine Steuerung al lein  über den Priv i legierungstat-

bestand würde dem Vorhaben daher n icht gerecht.  H inzu kommt der erhebl iche Um-

fang des Vorhabens: Am Umspannwerk Twistetal  steht dem Vorhaben eine Anschluss-

schalt f läche mit  einer techn isch mögl ichen Anbindung von bis  zu  rund 1,0 GW zur 

Verfügung;  die zweite Schalt f läche ist  einem Vorhaben der Gemeinde Twistetal  zuge -

ordnet.  Bereits  die den Entwicklungsabs ichten der Stadt Bad Arolsen  zugeordnete Ka-

pazität  lässt  einen Flächenbedarf  erwarten,  der den im privi legier ten Bereich real is ier-

baren Umfang deutl ich  übersteigt  und eine umfassende bau leitplanerische Ordnung 

erforder t,  um Lage,  Ausmaß und Einbindung der An lage rechtss icher fest zu le gen.  

Die Bau leitplanung erfü l l t  damit  zugleich eine Konzentrations - und Steuerungsfunk-

t ion:  Durch die Festset zung eines  sonst igen Sondergebiets  wird eine geordnete s täd-

tebau liche Entwicklung s ichergestel lt  und eine gemeindeweit  kons is tente Steuerung 

von Batteriespeichers tandorten ermögl icht (Kumulationen,  Netzanschlüsse,  Umwelt-

belange,  Abstandswirkungen). Die Außenbereichsprivi legierung begründet keine Pla -

nungspf l icht; die Gemeinde nutzt  aber ihre Planungshoheit,  um durch Bau leitplanung 

räumliche Konzentrationen  beziehungsweise Aussch lüsse zu regeln ,  die vorhandenen 

Kapazitäten zu nutzen  und Konf l ikte f rühzeit ig zu  vermeiden.  

1.4  Ziel der Planung  

Mit der Aufstel lung des Bebauungsplans Nr.  40 „Sechzehn Morgen"  verfolgt  die Stadt 

Bad Aro lsen das Ziel,  im Umfeld des bestehenden und zwischen 2030 und 2034 zu 

erweiternden Umspannwerks  ein  planungsrechtl ich  ges icher tes  Standor tangebot für 
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eine Batteriegroßspeicheran lage zu schaffen.  Die Planung legt den s tädtebau l ichen 

Ordnungsrahmen fest  (Ar t  und Maß der bau l ichen Nutzung,  s tädtebau l iche Einbin-

dung,  Ersch l ießung,  Umwelt vorsorge), innerhalb dessen künft ige Investoren ein kon-

kretes  Batteries peicherprojekt auf  Grundlage nachfo lgender Genehmigungsverfahren 

entwickeln  und umsetzen können.  Konkrete techn ische Ausgestaltung (Leis tung, Spei -

cherkapazität,  Containerlayout,  An lagentechn ik) bleibt  dem späteren Vorhaben vorbe -

halten und wird n icht bereits  durch den Bebauungsplan fes tgelegt.  

Die Bau leitplanung verfo lgt  darüber h inaus die fo lgenden übergeordneten Ziele:  

•  Versorgungss icherheit :  Schaffung von Voraussetzungen für Speicherkapazitä -

ten,  die zur Stabil is ierung des Stromnetzes,  zur Bereitstellung von Sys-

temdienst leistungen und zur Reduzierung von Netzengpässen beitragen.  

•  In tegration erneuerbarer Energien:  Unters tüt zung des weiteren Ausbaus f luktu-

ierender erneuerbarer Energien,  indem durch Zwischenspeicherung eine zeit li -

che Entkopplung von Erzeugung und Verbrauch ermögl icht wird.  

•  Klimaschutz und Kl imaanpassung: Umsetzung der in § 1 Abs. 5 BauGB veran-

ker ten Ziele durch bessere Nutzung erneuerbarer Energien und Verringerung 

des Bedarfs  an foss i len Reservekapazitäten.  

•  Daseinsvorsorge:  Wahrung der Belange der Energieversorgung als Bestandtei l  

der kommunalen Daseinsvorsorge im Sinne des § 1 Abs.  6 BauGB.  

Die Planung grei ft  damit  bundes- und landesrecht l iche energie - und kl imapoli t ische 

Zielset zungen auf  und set zt  sie im Rahmen der gemeindl ichen Planungshoheit räum-

l ich konkret um.  

Als  angebotsschaffender Bebauungsplan dient die Planung ferner der Steuerung und 

Bündelung der mit  einem Batteriegroßspeicher verbundenen Nutzungen.  Durch die 

Festset zung eines  Sondergebiets „Energie -/Speicherin frastruktur"  werden die An lagen 

in  einem dafü r vorgesehenen Bereich konzentriert ;  zugleich werden Abstände,  Er-

sch l ießung und gestalterische Einbindung so geregelt,  dass  Konf l ikte mit  benachbar-

ten Nutzungen (insbesondere Landwir tschaft  und Erho lung) min imier t  werden.  Die 

Stadt nut zt ihren bau leitplanerischen Gestaltungsspielraum, um den Übergangsbe -

reich zwischen Energiein frastruktur und Freiraum frühzeit ig zu  ordnen,  klare Rahmen-

bedingungen für künft ige Vorhaben zu schaf fen und die Berücks icht igung von Umwelt -

,  Natur- und Immiss ionsschutzbelangen von vornherein  in  die städtebau l iche Konzep-

t ion zu in tegrieren.  

1.5  Zweck der Planung  

Zweck der Planung is t  die planungsrecht l iche Sicherung der aufgrund der unmittelba-

ren Nähe zum Umspannwerk besonders  geeigneten Flächen durch Festset zung eines 

sonst igen Sondergebiets  „Energie -/Speicherin frastruktur"  und deren Zuführung zu ei -

ner geordneten  Entwicklung.  Die Standor tgebundenheit  von Großspeichern an Netz-

knotenpunkten macht eine frühzeit ige planerische Sicherung dieses Flächenpotenzials  

erforderl ich, um zu vermeiden, dass der Bereich durch andere, wen iger standor tge -

bundene Nutzungen dauerhaft überformt wird.  

Die in  § 35 Abs.  1 Nr.  12 BauGB normier te Standor tanforderung –  unter anderem ein 

Abstandskriterium von weniger als  200 Metern zur Grundstücksgrenze einer Umspan-
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nanlage von Höchstspannung zu Hochspannung oder von Hochspannung zu Mit-

telspannung – unters treicht die besondere Lagequal i tät  des  Plangebiets . Die baupla-

nungsrecht l iche Sicherung durch Bebauungsplan geht jedoch bewusst über die räum-

l ich eng begrenzte Außenbereichsprivi legierung h inaus:  Sie erfasst die für eine funk-

t ions fähige Gesamtan lage erforderl iche Fläche einsch l ießl ich  Ersch l ießung,  Eingrü-

nung,  Abstandsf lächen und Löschwasserversorgung. Innerhalb des rein  privi legier ten 

200-Meter-Bereichs  schränken die Leitungsschutzbereiche der dor t  verlaufenden 380 -

kV- und 110-kV-Frei leitungen  sowie die Erweiterungsabs ichten des Umspannwerks  die 

zu lässige bau l iche Nutzung fakt isch so weit  ein,  dass  eine funkt ions fäh ige Großspei -

cheran lage mit  einer Speicherdauer von v ier bis  acht Stunden  al lein  auf dieser Grund-

lage nur bis  ca. 300 MW real is ierbar wäre.  Die im priv i legier ten Außenbereich nach § 

35 Abs.  1 Nr.  12 BauGB real is ierbare ers te Ausbaustufe wird eine Fläche von rund 3 

ha (eingefriedeter Bereich der Bat teriespeich eran lage einsch l ießlich  Ersch ließung) vo-

rauss icht l ich n icht überschreiten und hält damit die Grundf lächengrenze des § 35 Abs.  

1 Nr. 12 l it.  c BauGB ein .  Der darüber h inausgehende, system - und netzdien lich erfor-

derl iche Ausbau –  nach Leistung sowie Speicherkapazität  –  wird über den Bebauungs-

plan planungsrecht l ich  ges icher t."  

Das Sondergebiet  stel l t  ein  qual if iz ier tes  Angebot an künft ige Betreiber dar :  Es  defi -

n ier t einen räumlich klar abgegrenzten Bereich,  in  dem die Errichtung und der Betrieb 

einer Bat teriegroßspeicheran lage dem Grunde nach zu läss ig sein  sol len,  und bündelt 

speicherbezogene Nutzungen an einem technisch und netzs trukturel l  geeigneten 

Standor t.  
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1.6  Ausgangssituation 

1.6.1  Räumliche Lage  

Das Plangebiet  l iegt im südl ichen Stadtgebiet  von Bad Arolsen in  der Gemarkung Men-

geringhausen unmittelbar an der Grenze zur Gemeinde Twis tetal.  Es  umfasst in  der 

Flur 38 das Flurs tück 17/2 mit  einer Größe von rund 19,8 Hektar sowie in Tei len die 

Wegeparzel le Flurstück 16.  

 

Abbi ldung 1 :  Abgrenzung des räuml ichen Geltungsbere iches im Luftbi ld   
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Die räumliche Lage wird durch fo lgende Nachbarschaftsverhältn isse best immt:  

Westl ich  sch l ießt unmit telbar das  bestehende Umspannwerk an,  an das auch die ge -

plante Erweiterung des Umspannwerks in  nördl icher R ichtung angrenzt.  Im unmittel-

baren Umgri f f  des  Umspannwerks  und seiner geplanten Erweiterung verlaufen v ier 

Freilei tungen der 380-kV- und 110-kV-Spannungsebene,  die jewei ls  über Leitungs-

schutzbereiche verfügen und die bau l iche Nutzbarkeit  des  umspannwerksnahen Be -

reichs  einschränken. Zwischen dem Umspannwerk und dem Plangebiet  verläuft  eine 

Gehölzs truktur mit  einzelnen Bäumen.  

 

Abbi ldung 2 :  Darste l lung der Frei lei tungen  

Nördl ich des Plangebiets sch l ießen landwir tschaft lich  genutzte Flächen an,  in die am 

Gut Kappel ein Biotopkomplex aus Hecken und Streuobstbeständen eingebet tet is t;  

dieser is t nach § 30 BNatSchG gesetzl ich  geschützt.  Das Gut Kappel l iegt rund 120 

m nördl ich des Geltungsbereichs  und is t  als  Ku lturdenkmal nach § 2 Abs.  1 HDSchG 

geschützt.  Es s tel lt  zugleich die nächstgelegene schutzbedürf t ige Wohnnutzung dar.  

Der Wegfal l der schutzbedürf t igen Wohnnutzung am Gut Kappel wird vor dem Sat-

zungsbesch luss  recht l ich  ges icher t.  Mit  Wirksamwerden dieser Sicherung entfäll t  der 

Schutzanspruch;  maßgebl ich für die immiss ionsschutzrecht l iche Beur tei lung ist  dann 

die nächstgelegene verbleibende schutzbedürft ige Nutzung, die weiter als  ein Ki lome -

ter entfernt l iegt. Bis  zum Wirksamwerden der Sicherung ist  die Wohnnutzung am Gut 

Kappel als  maßgebl icher Immiss ionsort  zu  behandeln.  Das denkmalgeschützte Gebäu-

deensemble bleibt durch Einbringung in  eine St i ftung erhalten .  

Östl ich  grenzt eine Waldf läche mit  dem gesetzl ich  geschützten Biotop „Bachlauf  im 

Kappel-Grund"  (kleine bis  mit t lere Mittelgebirgsbäche) in  einem Abstand von rund 40 
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Metern an.  Südöstl ich  sch l ießen Ackerf lächen auf  dem Gebiet der Gemeinde Twis tetal 

an;  das  FFH-Gebiet „Twis te mit  Wi lde,  Wat ter und Aar"  liegt etwa 350 Meter südl ich 

des Plangebiets.  In  südwest l icher R ichtung befindet s ich eine Waldf läche.  Die Or t-

schaft  Twiste l iegt rund 1,5 Ki lometer südwest l ich,  der Stadttei l  Mengeringhausen 

etwa 1,7 Ki lometer nordwest l ich.  

 

Abbi ldung 3 :Übersichtsplan zur Veror tung des räumlichen Gel tungsbere ich es  
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1.6.2  Realnutzung 

Im Norden und Süden des Plangebiets werden die Flächen ackerbau l ich im ökologi -

schen Landbau bewir tschaftet  (Biotop - und Nutzungstyp 11.195 der KV Hessen 2018,  

„Acker bei Bio -/Öko-Landbau"). Im zentralen Bereich befindet sich eine  Frischwiese 

mäßiger Nutzungs intens ität  /  extens iv  genutzte Mähwiese.  Die Wiese weist  einzelne 

Gehölz- und Saumstrukturen ent lang der Nutzungsgrenzen zur ackerbau lichen Nut-

zung auf,  die das Gelände klein teil ig gl iedern.  

 

Abbi ldung 4 :  Aktuel l e  Aufnahme des Plangebie tes,  B l ick  vom U W in  Richtung Südosten  

Die techn ische Vorprägung des Plangebiets  durch bestehende Energiein frastruktur is t  

ein wesent l icher Abwägungsges ichtspunkt: Im Westen des Plangebiets verlaufen zwei 

Freilei tungen in  R ichtung des angrenzenden Umspannwerks.  Im Osten quer t  eine wei -

tere Frei leitung das Gebiet;  seitens  des Energieversorgers  ist  beabs icht igt,  diese Lei -

tung zukünft ig als  Erdkabel zu  führen.  Insgesamt is t  das  Plangebiet durch mehrere 

Freilei tungen der 380-kV- und 110-kV-Spannungsebene techn isch vorgeprägt,  die den 

Raum im Umfeld des Umspannwerks  maßgebl ich beeinf lussen. Die Topograph ie is t 

bewegt,  jedoch insgesamt als  moderat einzustufen.  Der vorhandene Wir tschaftsweg 

is t als  Feld- und Wiesenweg ausgebi ldet.  

 

Abbi ldung 5 :  Aktuelle Aufnahme des Plangebietes, Bl ick auf  die  Strommasten und Frei leitungen  
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1.6.3  Planerische Ausgangslage  

Landesentwicklungsplan Hessen 2020  

Grundlage der überör t l ichen Steuerung is t  der Landesentwicklungsplan Hessen 2020 

(LEP 2020),  der eine räumlich ausgewogene,  nachhalt ige und zukunftsorient ier te Ent-

wicklung des Landes anstrebt.  Zu den zentralen Leit l in ien zählen insbesondere die 

Sicherung der Daseinsvorsorge,  die Steuerung der Raumnutzungen sowie die akt ive 

Gestaltung von Kl imawandel und Energiewende.  Der LEP 2020 grei f t  die energie - und 

kl imapoli t ischen Ziele des Landes auf,  wonach der Endenergieverbrauch in  Hessen 

(Strom und Wärme) langfrist ig mögl ichst vo l ls tändig aus erneuerbaren Energien ge -

deckt werden so l l und Treibhausgasemiss ionen schrit tweise deut lich  zu reduzieren 

s ind. Im In tegrier ten Kl imaschutzplan Hessen und dessen For tschreibungen is t fes t-

gelegt, dass Hessen bis spätestens 2050  kl imaneutral werden sol l  und h ierzu ambit i -

on ier te Zwischenziele der Emiss ionsminderung (unter anderem minus 55 Prozent bis  

2030 gegenüber 1990) verfolgt.  

Der LEP 2020 und die darauf  aufbauenden regionalplanerischen Fest legungen unter-

stüt zen den Ausbau erneuerbarer Energien durch planerische Vorgaben,  unter ande -

rem Vorranggebiete für Windenergie sowie Energieziele in  Tei lregionalplänen.  Im Zu-

sammenspiel  mit  dem Kl imaplan Hessen wird die Dekarbon is ierung des Energiesys-

tems als  zentrales  Handlungsfeld verankert;  h ierzu zäh len explizi t  der Ausbau insbe -

sondere von Windenergie und Photovo ltaik sowie die Weiterentwicklung energiewir t-

schaft l icher In frastrukturen.  

Obwohl Batteriespeicher im LEP 2020 n icht als  eigener Gebiets typ ausgewiesen wer-

den,  werden s ie im landespol i tischen Kontext als  wesent l icher Bestandtei l  der Ener-

giewende und der Systemf lex ibi lis ierung vers tanden. Das Land Hessen hat im Rahmen 

energiepol it ischer In i t iat iven –  unter anderem auf Energiemin is terkonferenzen – her-

vorgehoben, dass  Großbat teriespeicher für die Integrat ion erneuerbarer Energien und 

die Versorgungss icherheit  von zentraler Bedeutung sind.  Die vorl iegende Bauleitpla -

nung steht mit  diesen landesplanerischen Zielen im Einklang, indem s ie in  unmittelba-

rer Nähe eines bestehenden Höchstspannungs -Umspannwerks ein s tandor tgebunde -

nes Sondergebiet  für eine speicherbezogene Nutzung vors ieht.  

Regionalplan Nordhessen 2009 

Das Plangebiet  l iegt im Geltungsbereich des Regionalplans  Nordhessen 2009 und des 

Tei lregionalplans  Energie Nordhessen;  es  is t  dort  als  Vorranggebiet  für Landwir tschaft  

dargestel l t,  im Osten des räumliches Geltungsbereiches wird das Vorranggebiet  von 

einem Vorbehaltsgebiet  für Natur und Landschaft  überlager t .  In Vorranggebieten für 

Landwir tschaft hat die landwirtschaftl iche Nutzung Vorrang;  andere raumbedeutsame 

Nutzungen s ind nur zu lässig,  soweit  s ie die landwir tschaft l iche Funktion nicht wesent-

l ich  beeint rächt igen.  Da das geplante Sondergebiet „Energie -/Speicherin frastruktur"  

diese vorrangige Funkt ion in  Anspruch n immt,  ist  eine Zielabweichung nach § 8 HLPG 

erforderl ich, die von der Stadt Bad Aro lsen beim Regierungspräs idium Kassel bean-

tragt wird. 

Mit dem Tei lregionalplan Energie Nordhessen wurden die Kapitel 5.2.1 bis  5.2.3 des 

Regionalplans  (Energie) neu gefasst;  Schwerpunkt ist  die Fest legung von Vorrangge -

bieten für Windenergie als  zentralem Baustein  der regionalen Energiewende.  Die Re -

gion Nordhessen weist  h ierzu 169 Windvorranggebiete mit  rund 16.700 Hektar Fläche 

aus (rund zwei Prozent der Regionsf läche), um die Stromerzeugung aus erneuerbaren 
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Energien langfris t ig zu steigern. Der Tei lregionalplan Energie Nordhessen 2017 ordnet 

die Energiewende in  Nordhessen in  das  Leitbi ld einer nachhalt igen,  kl imaverträgl ichen 

Entwicklung ein: Er betont die Notwendigkeit,  Treibhausgasemissionen deut lich zu re -

duzieren,  die Energieversorgung schrit tweise auf  erneuerbare Quel len umzustel len  

und die h ierzu erforderl iche Energiein frastruktur (unter anderem Netze und Erzeu-

gungsstandorte) anzupassen.  

Konkrete Aussagen zu Batteriespeichern enthält  der Regionalplan Nordhessen 2009 

beziehungsweise der Tei lregionalplan Energie Nordhessen 2017 n icht; Speicher wer-

den weder als  eigener Gebiets typ noch als  gesonder te Nutzungsart  planerisch be -

schrieben. Gleichwohl ergibt  s ich aus der Zielsetzung, den Anteil  erneuerbarer Ener-

gien deut l ich  zu erhöhen und eine s ichere,  kl imaver trägl iche Energieversorgu ng zu 

gewährleis ten,  mit telbar ein  Bedarf  an Flex ibi li tätsopt ionen und Netzinfrastruktur,  zu 

denen Großspeicher auf Ebene des Energiesystems zäh len.  

 

Abb i ldung 6 : D ars te l l ungen und  Fes t legungen im Tei l regiona lp lan Energ ie Nordhessen 2017  

Vor diesem Hintergrund s teht die Ausweisung eines  Sondergebiets  „Energie -/Spei -

cherinfrastruktur" im räumlichen Zusammenhang mit einem bestehenden Höchstspan-

nungs-Umspannwerk in einem sach l ichen Zusammenhang mit  den energie - und kl ima-

pol it ischen Zielen des Tei lregionalplans  Energie:  

•  Sie unterstützt  die Integrat ion des im Teilregionalplan schwerpunktmäßig vor-

gesehenen Ausbaus erneuerbarer Energien (insbesondere Windenergie) in  das 

Stromsystem.  

•  Sie trägt zur Sicherung einer zuverläss igen Energieversorgung in einer zuneh-

mend von erneuerbaren Energien geprägten Stromerzeugung bei.  



Be grü n du n g 

z u m  Be ba uu n gsp la n Nr .  40  „ Se ch z eh n  Mo rge n “  

 

 

- 12 - 

•  Sie ergänzt die regionalplanerischen Aussagen zur Energiein frastruktur um ei -

nen bis lang n icht konkret geregelten,  aber systemisch bedeutsamen Baustein  

(Speicher).  

Die Zielabweichung vom Vorranggebiet für Landwirtschaft  is t aus Sicht der Stadt Bad 

Aro lsen raumordnerisch vertretbar, wei l der mit  dem Vorhaben verbundene Beitrag zu 

den dargelegten energie - und kl imapol i tischen Zielen die Inanspruchnahme einer be -

grenzten,  dem Netzknoten zugeordneten Tei lf läche rechtfer t igt.  D ie Netzknoten sind 

in  der Planungsregion Nordosthessen s tark l imitier t,  sodass dem Standor t eine her-

ausragende Bedeutung beigemessen werden muss.  Verstärkt  wird der Beitrag zur Um-

setzung der energie - und klimapol i t ische Ziele durch die bewusst lange Speicher-

dauer :  Mit  einer Aus legung auf  v ier bis  acht Stunden kann der Speicher erhebl iche 

Energiemengen über den Tagesverlauf  versch ieben und so insbesondere net zbeding -

ten Redispatch verringern. Die begrenzte Flächen inanspruchnahme  steht damit in  ei -

nem angemessenen Verhältnis  zum system - und netzdien l ichen Nutzen der Entwick-

lungsabs ichten.  

Den Belangen der Landwir tschaft wird im Rahmen der kommunalen Abwägung dadurch 

Rechnung getragen,  dass  die Flächen mit  höherer Er tragsmesszah l überwiegend als 

Flächen für die Landwir tschaft  fes tgesetzt  und damit  einer bau l ichen Inanspruch-

nahme entzogen werden. 

Regionalplan Nordosthessen Entwurf  2024  

Der Regionalplan Nordhessen 2009 wird derzeit als  Regionalplan Nordosthessen for t-

geschrieben;  das  Betei l igungsverfahren zum Entwurf  wurde im Jahr 2024 durchge -

führ t. Nach § 3 Abs. 1 Nr.  4 ROG s ind in Aufstel lung bef indl iche Ziele der Raumord-

nung als  sonst ige Erfordern isse der Raumordnung in  der Abwägung zu berücks ichti -

gen,  soweit  s ie h inreichend verfest igt  s ind. Für den Geltungsbereich stel lt  der Entwurf  

2024 weiterh in überwiegen Vorrang - und untergeordnet Vorbehaltsgebiet für Land-

wir tschaft  sowie ein  Vorbeh altsgebiet  für den Grundwasserschutz dar.  Auch vor dem 

Hintergrund der im Regionalplan Nordosthessen 2024 festgelegten Grundsätze und 

Ziele der Raumordnung is t ein  Antrag nach § 8 HLPG erforderl ich.   

Flächennutzungsplan der Stadt Bad Aro lsen  

Für das Stadtgebiet  Bad Aro lsen l iegt ein  wirksamer Flächennutzungsplan mit  Datum 

vom 10.10.1997 vor.  Das Plangebiet  ist  derzeit  überwiegend als Waldzuwachsf läche 

dargestel l t; im Osten des Plangebiets  sch ließt eine als Fläche für die Landwir tschaft 

(Grün land) dargestell te Nutzung an.  Die im Ansch luss an den Geltungsbereich verlau-

fenden Wasserf lächen s ind ebenfal ls  als  so lche im Flächennutzungsplan ausgewiesen. 

West l ich  des Plangebiets  ist  eine Versorgungsf läche mit  der Zweckbest immung „Elekt-

r iz i tät"  (Umspann werk) dargestel lt .  

Zur planungsrecht l ichen Sicherung des Sondergebiets „Energie -/Speicherinfrastruk-

tur“ is t  eine Änderung des Flächennutzungsplans im Paral lelverfahren gemäß § 8 Abs.  

3 BauGB erforderlich.  Mit der ergänzenden Darstellung einer Sonderbauf läche für eine 

speicherbezogene Nutzung im Flächennutzungsplan wird die Entwicklung des Bebau-

ungsplans aus  dem vorbereitenden Bauleitplan s ichergestel lt  und die übergeordnete 

Entwicklungsabs icht der Stadt Bad Aro lsen, einen geeigneten Standor t für eine „Ener-

gie -/Speicherin frast ruktur “ im Umfeld des Umspannwerks  zu s ichern,  auch auf  Ebene 

der vorbereitenden Bauleitplanung verankert.  
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Abbi ldung 7 :  Veror tung des Gel tungsbere iches im rechtswi rksamen Flächennutzungsplan  

Darstellungen in  umweltschützenden P länen  

Bei der Aufstellung des Bebauungsplans s ind die Darstel lungen und Zielset zungen 

umweltschützender Fachplanungen gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB in  der Abwägung 

zu berücks icht igen.  

Im Landschaftsprogramm und den landschaftsfach l ichen Leit l in ien des Landes Hessen  

werden Bat teriespeicher nicht als eigenständiger Nutzungstyp behandelt;  ausdrückl i -

che Fest legungen speziel l  zu  Großspeichern enthält das Programm n icht. Erneuerbare 

Energien werden jedoch als  zentrale Grundlage einer kl imaverträgl ichen Entwicklung 

und als  wesent l icher Beitrag zur Redukt ion der Treibhausgasemiss ionen benannt.  Vor 

diesem Hintergrund unterstüt zt die Planung eines s tandor tgebundenen Sondergebiets 

für eine „Energie -/Speicherin frastruktur"  im Umfeld eines  Umspannwerks mit telbar die 

landesweit  formulier ten Ziele zur Dekarbon is ierung der Energieversorgung und zur na-

turver trägl ichen Integrat ion erneuerbarer Energien in  das  Energiesystem,  ohne den 

fach l ichen Leitl in ien des Landschaftsprogramms zu widersprechen.  

Der Landschaftsrahmenplan Nordhessen  bes it zt  als  fachplanerisches Ins trument des 

Naturschutzes  und der Landschaftspf lege keinen rechtsverbindlichen Status wie ein 

Regionalplan,  is t  aber als  gutachterl iche Grundlage und fachl iche Orient ierung bei der 

Abwägung nach § 1 Abs.  6 Nr.  7 BauGB zu be rücks ichtigen.  Im Bereich des Plange -

biets s tell t der Landschaftsrahmenplan keinen av ifaun is tisch besonders wert vo l len Be -

reich dar ;  der Raum wird als  unbewaldeter Raum mit t lerer Vielfal t  beschrieben,  der als  

mäßig struktu rier ter,  ackerbaul ich geprägter Bereich eingeordnet is t.  Für den Natur-

haushalt  is t insoweit  eine l inienhafte Beeinträcht igung durch die bestehende 380 -kV-

Leitung nördl ich von Twiste vermerkt.  In  der Entwicklungskarte ist  im östl ichen Tei lbe -

reich ent lang der Waldf läche eine Pf legef läche des regionalen Landschaftspf legekon-

zepts  dargestel lt ;  zugleich wird auch dor t  die linienhafte Beeinträcht igung des Natur-

haushalts durch die 380-kV-Leitung nördl ich von Twis te ausgewiesen.  
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Im Landschaftsplan der Stadt Bad Aro lsen (Stand Apri l  2004)  werden im Bereich süd-

l ich  von „Gut Kappel"  Beeinträcht igungen des Naturhaushalts im Zusammenhang mit  

der bestehenden Hochspannungsinfrastruktur ausgewiesen.  Nördl ich von Twis te ver-

läuft  eine 380-kV-Leitung,  west l ich  von Mengeringhausen (öst l ich von Massen hausen) 

eine in  Nord-Süd-Richtung geführte 220-kV-Leitung;  eine weitere 380-kV-Leitung ver-

sorgt das  Umspannwerk südl ich von „Gut Kappel"  und quer t  den Raum südlich der 

Matzenhöhe in  etwa West -Ost-R ichtung.  Diese Beeinträcht igungen s ind in  der Karte 

„Schutzgut Landschaftsbi ld"  kar t ier t.  

Die Kar te „Schutzgut Fauna"  enthält  für den Geltungsbereich keine spezi f ischen Aus-

sagen; für den nördl ich angrenzenden Bereich wird ledigl ich  ein  feh lender Ufergehölz-

saum ent lang des Gewässers  vermerkt.  In der Karte „Schutzgut K l ima und Luft " wird 

west l ich  des Geltungsbereichs im Bereich der B 252 auf mögl iche Schadstoffemissio-

nen hingewiesen;  der öst l ich  des Plangebiets  verlaufende Bach fungiert  als  Hauptab-

f lussbahn für Kalt - und Frisch lu ft .  D ie Kar te „Schutzgut Wasser"  weis t  für den Standor t  

eine große bis  mit t lere Vers ickerungsempfindl ichkeit aus. Die Biotop - und Nutzungs-

typenkarte s tel l t  im nördlichen Tei l  des  Plangebiets  überwiegend Ackerf lächen dar,  im 

zentralen Bereich intens iv  genutztes  Grün land und im Südwesten eine Grün landbra-

che;  einzelne Feldgehölze strukturieren das Plangebiet.  

Das Plangebiet  l iegt innerhalb des fes tgesetzten Heilquel lenschutzgebiets  „Schloss-

brunnen"  und bef indet s ich dor t  in der quant i tat iven Schutzzone D sowie in  der quali -

tat iven Schutzzone IV.  Die Abgrenzung und Einstu fung der Schutzzonen ergibt  s ich 

aus der einsch lägigen Hei lquel lenschutzgebietsverordnung, die zur Sicherung der 

Hei lquel lenvorkommen und ihrer Nutzbarkeit  für die ö ffent l iche Hei lwasserversorgung 

erlassen wurde.  Bei dem Hei lwasser „Sch lossbrunnen"  handelt  es  s ich um ein  f luorid-

haltiges  Calcium-Magnes ium-Sulfat -Wasser.  

Die quant i tat iven Schutzzonen dienen vornehmlich dem Schutz der Ergiebigkeit und 

natürl ichen Schüttung der Heilquel len,  indem die Grundwasserneubildung und der Zu-

f luss  zum Fassungsbereich vor nachtei l igen Beeinf lussungen geschützt  werden.  In der 

Schutzzone D werden h ierzu insbesondere f lächenhaft  wirkende Nutzungen,  die zu 

einer erhebl ichen Veränderung der Grundwasserneubi ldung oder -ableitung führen 

können (zum Beispiel  großf läch ige Vers iegelungen,  Eingri ffe in  den Grundwasserhaus-

halt),  einer besonderen recht l ichen Kontro l le unters tell t  und gegebenenfal ls  einge -

schränkt oder mit  Auf lagen versehen.  

Die qual i tat iven Schutzzonen dienen dem Schutz der Wasserqual i tät  vor schädl ichen 

s tof f l ichen Einwirkungen.  In  der Schutzzone IV werden Nutzungen zugelassen,  soweit 

auszusch l ießen ist , dass  von ihnen Gefahren oder unzumutbare R is iken für die Be -

schaf fenheit  des Hei lwassers ausgehen. H ierzu zäh len insbesondere der Umgang mit 

wassergefährdenden Stof fen,  die Errichtung und der Betrieb techn ischer An lagen so-

wie bau l iche Nutzungen,  die mit  einem erhöhten Eintragsris iko von Schadstoffen in  

den Untergrund verbunden  sein  können.  

Für das vorl iegende Plangebiet  bedeutet dies ,  dass  sämtl iche Festsetzungen des Be -

bauungsplans,  insbesondere zur Art  der bau l ichen Nutzung,  zum Maß der bau l ichen 

Nutzung,  zur Vers iegelung sowie zu techn ischen An lagen, so auszugestalten s ind,  

dass die Schutzziele des Hei lquellenschutzgebiets gewahr t bleiben. Die Einhaltung 

der Hei lquel lenschutzgebietsverordnung is t unverzichtbare planungsrecht l iche 

Grenze.  Im Rahmen der Abwägung werden die Belange des Heilquel lenschutzes  als 
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besonders gewicht ig eingestuft.  Die Konzeption des Bebauungsplans s tel lt  s icher,  

dass unzu läss ige Nutzungen ausgesch lossen, potenziell  r is ikobehaftete Nutzungen 

nur unter Beachtung der Schutzbest immungen zugelassen und ergänzende Vorkeh-

rungen zum Schutz des Grund- und Hei lwassers  getrof fen werden können.  

1.6.4  Recht l iche Ausgangslage  

Das Plangebiet  l iegt bauplanungsrecht l ich  im Außenbereich im Sinne von § 35 BauGB. 

Es  bef indet s ich außerhalb zusammenhängender im Zusammenhang bebauter Or ts tei le 

und ist  weder durch einen qual if iz ier ten oder einfachen Bebauungsplan als Baugebiet 

überplant  noch als im Zusammenhang bebaute Orts lage zu qual i fiz ieren.  

Mit der am 23.12.2025 in  Kraft  getretenen Novel le des  Baugesetzbuches wurde ein  

neuer Priv i legierungstatbestand für Bat teriespeicher eingeführt :  

•  § 35 Abs.  1 Nr.  12 BauGB privi legiert  sonstige Bat teriespeicher unter einschrän-

kenden Voraussetzungen:   

(a) Das Vorhaben s teht in einer Entfernung von höchstens 200 Metern zu der 

Grundstücksgrenze einer Umspannanlage von Höchstspannung zu Hochspan-

nung oder von Hochspannung zu Mittelspannung oder zu der Grundstücks-

grenze eines in  Betrieb bef indl ichen oder aufgegebenen Kraftwerks  mit einer 

Nennleistung ab 50 Megawat t,   

(b) die Batteriespeicheran lage weist  eine Mindestnennleis tung von vier Mega-

wat t auf,  und  

(c) die Gesamtf läche aller nach Nr.  12 zugelassenen Batteriespeicheranlagen 

in derselben Gemeinde überschreitet  0,5 Prozent der Gemeindef läche, höchs-

tens jedoch 50.000 Quadratmeter, nicht.  

Für den im unmit telbaren Umfeld des Umspannwerks  gelegenen Tei lbereich des Plan-

gebiets  wäre damit  grundsätzl ich  eine tei lweise Priv i legierung nach § 35 Abs.  1 Nr.  12 

BauGB über das Entfernungskri terium gegeben.  Im 200 -Meter-Umkreis  des  Umspann-

werks verlaufen jedoch mehrere 380-kV- und 110-kV-Frei lei tungen, deren Leitungs-

schutzbereiche,  die Erweiterungsabs ichten für das  Umspannwerk  sowie die sch ien - 

und straßengebundene In frastruktur die zu läss ige baul iche Nutzung deut lich  ein-

schränken und eine f lächensparsame Anordnung einer Großspeicheran lage innerhalb 

des rein priv i legierten Bereichs  auf ca.  300 MW reduzieren und somit  weitgehend aus-

sch l ießen. Diese Priv i legierung deckt den planerischen Bedarf  n icht,  da s ie nur einen 

eng begrenzten Bereich erfasst und weder eine klare s tädtebau l iche Ordnung der Ge -

samtf läche noch eine umfassende Steuerung von Lage, Ausmaß,  Einbindung und Um-

welt vorsorge ermögl icht.  

Da die Stadt Bad Aro lsen Eigentümerin  der betroffenen Flächen is t und die s tandor t-

gebundene Nutzung als  „Energie -/Speicherin frastruktur"  im räumlichen Zusammen-

hang mit  dem Umspannwerk vorausschauend steuern möchte,  beabs ichtigt  s ie,  das  

Gebiet  durch die Aufs tel lung des Bebauungsplans aus dem unbeplanten Außenbereich 

herauszuführen und als sonst iges Sondergebiet  „Energie -/Speicherin frastruktur" s täd-

tebau lich zu ordnen.  

Im Bereich des Denkmalschutzes  s ind im Geltungsbereich des Bebauungsplans nach 

derzeit igem Kenntn isstand keine Ku lturdenkmäler oder Bodendenkmäler bekannt; das 

nächstgelegene bekannte Bodendenkmal bef indet s ich südl ich im Gemeindegebiet 
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Twistetal.  Das „Gut Kappel“  nördl ich des Plangebiets  ist  als  Ku lturdenkmal nach § 2 

Abs.  1 HDSchG eingetragen.  Etwaige bisher unbekannte Bodenfunde s ind nach den 

denkmalrecht l ichen Best immungen der Unteren Denkmalschutzbehörde unverzügl ich 

anzuzeigen; die Fundstel le ist  bis zur Ents cheidung über das weitere Vorgehen unver-

ändert  zu  belassen.  

Die immiss ionsschutzrecht liche  Beur teilung s tüt zt  s ich auf  den recht l ich  gesicher ten 

Wegfal l  der Wohnnutzung am Gut Kappel.  Das schal ltechn ische Gutachten weis t  auch 

für den Fal l  fortbestehender Wohnnutzung am Gut Kappel die Einhaltung der maßgeb-

l ichen Immiss ionsrichtwer te der TA Lärm nach; es  l iegt zum formel len Betei l igungs-

verfahren  vor und ist  in  die Abwägung eingestel l t.  Konkrete immiss ionsschutzrecht l i -

che Beschränkungen (z.B.  lärmmindernde Maßnahmen) werden in  Abhängigkeit  von 

den Gutachtenergebnissen geprüft  und gegebenenfal ls  fes tgelegt.  

Zum Naturschutzrecht:  Südl ich des Plangebiets  liegt in  etwa 350 Metern Entfernung 

das FFH-Gebiet „Twis te mit  Wi lde,  Watter und Aar";  das  Plangebiet  selbst liegt außer-

halb des FFH-Gebiets . Naturschutz - oder Landschaftsschutzgebiete werden n icht in  

Anspruch genommen.  Öst lich  grenzt der gesetzl ich  geschützte Biotoptyp „Bachlauf  im 

Kappel-Grund"  (kleine bis  mit t lere Mittelgebirgsbäche) in  einem Abstand von rund 40 

Metern an; nördl ich bef indet s ich der gesetzl ich geschützte Hecken -Streuobst-Kom-

plex am „Gut Kappel“  (Erfassungs jahr 1995,  Alter mindestens 30 Jahre).  

Faunis tische und f loris t ische Kart ierungen werden für das  Plangebiet  und sein  Umfeld 

durchgeführ t;  Ergebnisse liegen derzeit  noch n icht vor und werden in der Umweltprü-

fung und im Umweltbericht  im weiteren Verfahren  ausgewer tet. D ie Planung is t  so 

auszugestalten,  dass die gesetzl ichen Vorgaben des al lgemeinen und besonderen Ar-

tenschutzes  (§§ 44 f f.  BNatSchG) sowie der Biotop - und Gebietsschutzvorschrif ten 

gewahr t bleiben und Beeinträcht igungen der benachbar ten Schutz güter –  insbeson-

dere des Bachbiotops und des FFH-Gebiets  –  vermieden oder im Rahmen der Eingri ffs -

regelung fachgerecht kompensier t  werden.  

Tei lf lächen des Geltungsbereichs  erfü l len  den Waldbegrif f  des  § 2 des Hess ischen 

Waldgesetzes  (HWaldG) in  Verbindung mit  § 2 Abs. 1 des Bundeswaldgesetzes 

(BWaldG).  Eine Umwandlung dieser Waldf lächen in eine andere Nutzungsar t is t nicht 

beabs ichtigt; die Waldbestände bleiben vo l lständig erhalten. Eine Umwandlungsge -

nehmigung nach § 12 HWaldG is t  daher n icht erforderl ich.  Die Waldf lächen sol len 

gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 18 b BauGB als Fläche für den Wald (rund 1,2 ha) fes tgesetzt  

und auf  diese Weise dauerhaft  planungsrecht lich  gesicher t  werden.   
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1.7  Erläuterung der Planung 

1.7.1  Städtebaul iches Konzept  

Das s tädtebau l iche Konzept des Bebauungsplans Nr. 40 „Sechzehn Morgen"  bas ier t 

auf  der Bündelung einer s tandor tgebundenen,  energiewirtschaft l ichen Nutzung im un-

mittelbaren räumlichen Zusammenhang mit dem bestehenden und zu erweiternden 

Umspannwerk.  Der Bebauungsplan eröf fnet als  angebotsschaffender Plan die Mög-

l ichkeit,  auf  dem Plangebiet  eine Batteriegroßspeicheranlage (Bat tery  Energy  Storage 

System –  BESS) mit  den erforderl ichen techn ischen Nebenanlagen zu errichten.  Kon-

krete An lagendimens ionierung,  Technologie und Bauphasen bleiben dem späteren Ge -

nehmigungsverfahren für ein  noch zu konkret is ierendes Vorhaben vorbehalten.  

Die An lage besteht typischerweise aus fo lgenden Hauptkomponenten:  

•  in Reihen angeordnete Batteriecontainer beziehungsweise Batterieschränke mit  

Li thium-Ionen-Batteriemodulen,  

•  Wechselrichter zur Umwandlung von Gleich - in Wechsels trom und zur Netzfüh-

rung,  

•  Transformatoren/Umspannanlagen zur Anpassung der Spannungsebene an das 

Umspannwerk,  

•  interne Schalt - und Übergabestat ionen,  

•  interne Ersch l ießungswege,  Betriebs - und War tungsf lächen,  Löschsysteme so-

wie Ein fr iedungen und gegebenenfal ls  techn ische Nebengebäude.  

Der Anschluss  der künft igen An lage erfo lgt  über eine  neu zu errichtende Umspannan-

lage,  die einen  direkten Netzansch lusspunkt im benachbarten Umspannwerk  bedient.  

D ie An lage arbeitet  im Regelbetrieb automatis ier t;  das  betriebsbedingte Verkehrsauf-

kommen beschränkt s ich im Wesent l ichen auf  Anfahrten für Wartung,  Ins tandhaltung 

und gegebenenfal ls  Austausch von Komponenten.  

Planungsrecht lich  wird ein  sonst iges  Sondergebiet  mit  der Zweckbest immung „Ener-

gie -/Speicherin frastruktur"  nach § 11 Abs.  2 BauNVO festgesetzt.  §  11 Abs.  2 Satz 2 

BauNVO benennt als  sonst ige Sondergebiete insbesondere Gebiete für Anlagen,  die 

der Erforschung,  Entwicklung oder Nutzung erneuerbarer Energien dienen; Batterie -

speicheran lagen zur Zwischenspeicherung von Strom aus erneuerbaren Energien s ind 

diesem Zweckbereich funkt ional zuzuordnen.  Die s tädtebau l iche Konzeption s ieht vor,  

die bau l ichen Anlagen auf  einen abgegrenzten Bereich zu konzentrieren,  Abstände zu 

sens iblen Nutzungen zu wahren und die Einbindung in  das Landschaftsbi ld durch zu-

rückhaltende Bauhöhen,  Ein fr iedungen und Eingrünungen zu unterstützen.  

Brandschutz 

Großbatteriespeicher auf  Bas is von Lith ium -Ionen-Technologie weisen systemimma-

nente R is iken des thermischen Durchgehens einzelner Zel len mit mögl icher Kettenre -

akt ion und Brandausbreitung auf. Aus städtebau licher Sicht is t  vorgesehen,  dass  die 

Bat teriesysteme in  brandschutztechn isch opt imier ten Containern beziehungsweise 

Schränken mit  in terner Brandfrüherkennung und automatischer Löschtechn ik unterge -

bracht werden.  Zwischen Containerreihen s ind Sicherheitsabstände einzuhalten, um 

eine Kettenbrandausbreitung zu erschweren; Brandabschnit te s ind so zu dimens ion ie -



Be grü n du n g 

z u m  Be ba uu n gsp la n Nr .  40  „ Se ch z eh n  Mo rge n “  

 

 

- 18 - 

ren, dass ein lokales Brandereign is  beherrschbar bleibt. Der Standor t is t so zu wählen 

und die Einfr iedung so auszugestalten,  dass  die Feuerwehr s ichere Angri ffswege und 

Aufstel lf lächen erhält.  D ie konkrete Ausgestaltung des Brandschutzkonzepts  obl iegt 

dem späteren Vorhabenträger und der Abst immung mit  dem Fachdienst Brand - und 

Katastrophenschutz sowie den ör t l ichen Feuerwehren;  der Bebauungsplan schaf ft  

h ierfür den s tädtebau l ichen Rahmen.  

Entwässerung und Hei lquel lenschutz  

Die s tädtebau l iche Konzept ion s ieht vor,  die Versiegelung im Plangebiet  auf  das tech-

n isch notwendige Maß (Fundamente,  Containers tandf lächen,  interne Wege) zu be -

schränken und die verbleibenden Flächen unvers iegelt  beziehungsweise wasserdurch-

läss ig zu belass en.  Das anfal lende Niedersch lagswasser so l l  –  soweit  mit dem Hei l-

quellenschutzgebiet  vereinbar –  dezentral  über die belebte Oberbodenschicht versi -

ckern. Wo dies aus Gründen des Bodenaufbaus oder des Hei lquel lenschutzes n icht 

mögl ich ist , s ind gedrosselte A bleitung und gegebenenfalls Rückhalteelemente (Mul-

den,  f lache Retent ionen) vorzusehen. Techn ische Flächen (zum Beispiel  Transforma-

torstandor te) s ind so auszubi lden,  dass  bei Havarien (Ölaustri t t,  kontamin iertes  

Löschwasser) eine Rückhaltung und gegebenenfa l ls  geordnete Entsorgung mögl ich is t 

(Auffangwannen,  Rückhaltemulden).  Damit wird s ichergestell t,  dass keine wasserge -

fährdenden Stoffe in  Boden oder Grundwasser gelangen und die Anforderungen des 

Hei lquel lenschutzgebiets  eingehalten werden.  

Eingrif fsmin imierung  

Zur Min imierung der Eingri ffe in Natur und Landschaft  s ind im s tädtebau lichen Konzept 

folgende Grundsätze angelegt:  

•  Konzentrat ion der baul ichen Anlagen auf  einen Bereich im unmittelbaren Umfeld 

des bereits techn isch vorgeprägten Umspannwerks  und der bestehenden Hoch-

spannungs leitungen.  

•  Beschränkung der f lächenhaften Vers iegelung auf  die unbedingt erforderl ichen 

Betriebs f lächen;  interne Wege s ind –  soweit  mögl ich –  mit  wasserdurch läss igen 

Belägen (zum Beispiel Schotterrasen,  Schotter) auszuführen.  

•  Überwiegender Erhalt  und,  wo mögl ich,  Aufwertung vorhandener Gehölzs truk-

turen als v isuel le Absch irmung und als Beitrag zum Biotopverbund, insbeson-

dere im Übergangsbereich zu den geschützten Biotopen (Bach lauf  Kappel -

Grund,  Hecken-Streuobst-Komplex Gut Kappel).  

•  Gestaltung der Einfr iedung in  einer Weise,  die die Sicherheitsanforderungen er-

fü ll t,  zugleich aber eine geringe zusätzl iche Barrierewirkung für K lein t iere auf-

weist  (zum Beispiel Bodenfreiheit im Unterbereich, wo s icherheits recht l ich zu-

läss ig).  

•  Fest legung von Pf lanzmaßnahmen (Gehölzsäume, extens iv gepf legte Gras - oder 

Wiesenbereiche) zur s trukturel len Aufwer tung der Randbereiche und zur Einbin-

dung in  das Landschaftsbi ld.  

Die detai l l ierte Bi lanzierung des Eingri ffs  und die Ausgestaltung der Ausgleichs - und 

Ersat zmaßnahmen erfo lgen im Umweltbericht auf  Grundlage der vorl iegenden fach-

gutachterl ichen Untersuchungen und werden im Bebauungsplan über entsprechende 

Festset zungen ges icher t.  
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1.7.2  Verkehrl iche Erschließung 

Die verkehrl iche Ersch l ießung des Plangebiets  erfo lgt  über das bestehende öffent l iche 

Straßennetz.  Die Anbindung des Sondergebiets „Energie -/Speicherin frastruktur"  so l l 

über einen als Feld - und Wiesenweg ausgebildeten Wir tschaftsweg erfo lgen,  der aus 

dem ö ffentl ichen Straßennetz angebunden und für die Anforderungen des Baustel len - 

und späteren Betriebsverkehrs  (Zufahr ten für Montage,  Wartung und Instandhaltung) 

entsprechend ausgebaut wird.  

Ein  dauerhaft  hohes Verkehrsaufkommen ist  n icht zu  erwarten; der Verkehr beschränkt 

s ich im Regelfal l  au f  einzelne An l ieferungs - und Wartungsfahrten, da die An lage über-

wiegend automatis ier t arbeitet.  D ie verkehrliche Ersch l ießung is t damit  ges icher t.  

1.7.3  Ver- und Entsorgung 

Für die Batteriegroßspeicheran lage is t keine Anbindung an die ö ffent l iche Schmutz-

wasserentsorgung erforderl ich,  da im Regelbetrieb weder häus l iches noch betriebli -

ches Abwasser anfäl l t. Das anfal lende Niederschlagswasser der nicht überbauten Flä -

chen kann über die belebte Bodensch icht vers ickern;  die Entwässerung wird so aus-

zu legen sein,  dass  eine ortsnahe Vers ickerung ohne Beeinträcht igung des Hei lquel-

lenschutzgebiets  und ohne Konzentration von Abf lüssen erfolgt.  

Betriebsbedingt fäl l t kein  relevanter Abfal l an; anfal lende Verpackungs - und War tungs-

abfäl le s ind im Rahmen der al lgemeinen abfal l recht l ichen Vorgaben über zugelassene 

Entsorgungswege zu beseitigen.  Für das  Ende der Nutzungsdauer ist  der vo l lständige 

Rückbau der An lage vorgesehen;  dieser wird über eine Rückbauverpf l ichtung des spä-

teren Betreibers abgesicher t.  

Die Stromanbindung erfo lgt über eine neu zu errichtende Umspannanlage unmit telbar 

an das angrenzende Umspannwerk;  es s ind zwei direkte Netzansch lusspunkte vorhan-

den,  die Kapazität  eines  Punktes  beträgt ca.  1,0 GW. Der Betreiber des  Umspannwerks  

vergibt  Zusagen an Bewerber zu diesen beiden Slots  unabhängig der Bau leitplanung ,  

die elektrische Ver- und Entsorgung der An lage ist  somit ges icher t . 

Zur Sichers tellung des Brandschutzes  s ind techn ische Löschwassereinrichtungen zu-

läss ig (Löschwasserbehälter, Löschwasserzisternen, Hydrantenan lagen, gegebenen-

fal ls  stat ionäre Löschtechn ik). D iese An lagen dienen aussch l ießlich der Gefahrenab-

wehr und werden innerhalb des Sondergebiets  so angeordnet und dimens ion ier t,  dass  

s ie die Eingri ffs intensität in Boden und Landschaft  möglichst gering halten. Soweit  

Löschwasseran lagen wassergefährdende Stoffe (zum Beispiel kontamin ier tes Lösch-

wasser im Havariefal l ) zurüc khalten müssen,  s ind s ie mit  den Anforderungen des Hei l-

quellenschutzes  und des Wasserrechts  (AwSV/WHG) abzust immen.  

Im Zusammenhang mit  dem Betrieb können Anlagen zum Umgang mit  wassergefähr-

denden Stoffen erforderl ich werden (Transformatoren mit  Trafoö l, Batteriesysteme mit  

l i th iumhalt igen Komponenten,  gegebenenfal ls  f luoridhalt ige Elektro lyte).  Nach § 40 

Abs. 1 AwSV besteht eine Anzeigepf l icht gegenüber der zuständigen Wasserbehörde, 

sofern die jeweil igen Mengenschwel len und An lagenkategorien erfü ll t  s ind. Darüber 

h inaus kann eine wasserrecht l iche Eignungsfests tel lung nach § 63 WHG erforderl ich  

werden.  Die konkrete Notwendigkeit  und der Umfang so lcher Verfahren s ind im Zuge 

der weiteren Projektkonkret is ierung zu prüfen.  
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1.8  Alternative Planungsmöglichkeiten  

Im Stadtgebiet  Bad Aro lsen besteht neben dem im Plangebiet  gelegenen Umspann-

werk ein  weiteres  Umspannwerk im Gewerbegebiet  Mengeringhausen,  das  ebenfalls 

bau leitplanerisch für eine speicherbezogene Nutzung in  Anspruch genommen werden 

so l l.  Aufgrund der techn ischen Anforderungen an Großbat teriespeicher (insbesondere 

der Notwendigkeit  eines  unmit telbaren räumlich -funkt ionalen Zusammenhangs zu ei -

nem geeigneten Netzknoten) und der Begrenztheit geeigneter Flächen im direkten Um-

feld der Umspannwerke s tehen im Stadtgebiet keine weiteren real ist ischen Alternat iv-

s tandorte zur Verfügung.  

Im Umfeld des h ier betrachteten Umspannwerks  werden potenziel le Ausweichf lächen 

durch konkurrierende Nutzungen und planerische Restrikt ionen vorgeprägt.  West l ich  

begrenzen die Bundesstraße mit ihrer Anbauverbotszone sowie die begleitende Sch ie -

nen in frastruktur die Verfügbarkeit  geeigneter Flächen.  Südwest l ich  schl ießt ein  Wald-

gebiet  an,  das  aus naturschutz - und fors trecht lichen Gründen nur eingeschränkt für 

eine Inanspruchnahme in Betracht kommt.  Nördl ich liegen das „Gut Kappel“ mit seinen 

angrenzenden landwir tschaft l ichen Flächen sowie ein gesetzl ich geschützter Biotop-

komplex, sodass auch dort  nur sehr eingeschränkt raumver trägl iche Alternativen be -

s tehen. In diesen Bereichen wäre die An lage einer „Energie -/Speicherin frastruktur"  

aus  Gründen  des Natur- und Landschaftsschutzes  sowie der Straßenverkehrss icher-

heit n icht oder nur unter unverhältn ismäßigem Aufwand real is ierbar.  

Das ausgewiesene Plangebiet  stel l t  daher die einzige sachgerecht nut zbare Fläche im 

unmittelbaren räumlichen Zusammenhang mit dem bestehenden und zu erweiternden 

Umspannwerk dar.  Weitere inners tädt ische oder außenbereichsbezogene Standortal-

ternat iven mit vergleichbarer net ztechn ischer Eignung und geringerer Umweltbelas-

tung s tehen n icht zur Verfügung.  Ein  Verzicht auf  die Planung (Nul lvariante) würde 

dazu führen,  dass  Bat teriespeichervorhaben im unmittelbaren Umspannwerksumfeld 

al lein  auf  Grundlage der Außen bereichspriv i legierung nach § 35 Abs. 1 Nr. 12 BauGB 

zugelassen werden müssten,  soweit die dor t  normier ten Voraussetzungen erfü ll t  s ind 

– mit  der Fo lge einer unkontro l l ierten Entwicklung ohne die s tädtebau l iche Ordnungs-

funkt ion,  die der verfahrensgegenstän dl iche Bebauungsplan gewährleistet . 

2 Begründung der bauplanungsrechtlichen Festsetzungen 

2.1  Art der baulichen Nutzung  

2.1.1  Sonst iges Sondergebiet  „Energie -/Speicherinfrastruktur"  

Festgesetzt  wird ein  Sonst iges  Sondergebiet  mit  der Zweckbestimmung der Errichtung 

und des Betriebs  von An lagen zur Speicherung elektrischer Energie.  

Mit der Festsetzung verfo lgt  die Stadt Bad Aro lsen das Ziel,  am vorhandenen Netzver-

knüpfungspunkt einen Standort  für die Speicherung elektrischer Energie planungs-

recht l ich  zu s ichern und damit einen kommunalen Beitrag zur Versorgungss icherheit  

und zur In tegrat ion der f luktuierenden Einspeisung erneuerbarer Energien zu leisten.  

Die Festsetzung ist  erforderlich,  wei l  die für Speicher seit dem 23.12.2025 bestehende 

Außenbereichspriv i legierung nach § 35 Abs.  1 Nr.  12 BauGB nur eine f lächen - und 
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leistungsmäßig begrenzte erste Ausbaustufe trägt und der weitergehende,  system - und 

netzdien l ich erforderl iche Ausbau ohne bau leitplanerische Sicherung nicht zu läss ig 

wäre.  

Rechtsgrundlage ist  § 9 Abs.  1 Nr.  1 BauGB in  Verbindung mit  § 11 Abs.  2 BauNVO, 

da s ich die Nutzung keinem der Baugebiete der §§ 2 bis  10 BauNVO zuordnen lässt.  

Abwägungsrelevant s ind die Belange der Energieversorgung einsch ließl ich  der Versor-

gungss icherheit  (§ 1 Abs.  6 Nr.  8 l it .  e BauGB) sowie die Belange der Landwirtschaft 

(§ 1 Abs.  6 Nr.  7 l i t.  b BauGB) und des Bodenschutzes  (§ 1a Abs.  2 BauGB).  

Im Ergebnis  überwiegen die Belange der Energieversorgung,  wei l  die Funkt ion des 

Speichers zwingend an den vorhandenen Netzknoten gebunden ist  und die Inan-

spruchnahme auf  eine standor tgebundene,  begrenzte Tei lf läche beschränkt bleibt.  

2.1.2  Zweckbest immung 

Festgesetzt  wird die Zweckbest immung „Energie -/Speicherin frastruktur".  

Mit der Festset zung verfo lgt  die Stadt das  Ziel, die zu läss ige Nutzung eindeut ig auf 

die Speicherin frastruktur festzulegen und städtebaul iche Feh lentwicklungen zu ver-

meiden.  

Die Festsetzung is t  erforderl ich,  weil  die Zweckbest immung des § 11 Abs.  2 BauNVO 

offen is t und ohne Konkret is ierung keine best immte Nutzung gesichert  würde.  

Rechtsgrundlage is t  § 11 Abs.  2 Satz 1 BauNVO.  

Abwägungsrelevant s ind die Belange der Energieversorgung (§ 1 Abs.  6 Nr.  8 l i t.  e 

BauGB) und die Rechtsklarheit  der Festset zung als  ö ffent l icher Belang.  

Im Ergebnis  is t  die Festsetzung tragfäh ig,  weil  der Speicherzweck eindeut ig benannt 

und damit  die h inreichende Best immtheit  gewahrt  is t.  

2.1.3  Zulässige Anlage  

Festgesetzt  wird ein  absch l ießender Katalog zu läss iger An lagen (Bat teriespeicher, 

Wechselr ichter- und Umrichterstationen,  dem Netzanschluss  dienende Transformato-

ren und Schaltan lagen,  Brandschutz -,  S icherungs - und Überwachungseinrichtungen 

sowie zweckgebun dene Frei leitungen zur Übergabe an das Umspannwerk).  

Mit der Festsetzung verfo lgt die Stadt das Ziel , die für Speicherung und Netzeinspei -

sung notwendigen An lagen zuzulassen.  

Die Festsetzung is t  erforderl ich,  weil  die Zweckbest immung des § 11 Abs.  2 BauNVO 

der Konkret is ierung bedarf : Ers t die absch l ießende Auf l istung s ichert , dass  im Son-

dergebiet die dem Speicher- und Netzzweck dienenden,  s tandor tgebundenen Anlagen 

zu lässig s ind, während Anlagen der al lgemeinen öf fent l ichen Energieversorgung ihrem 

eigenständigen fachrecht l ichen Zulassungsverfahren vorbehalten bleiben. Die zweck-

gebundene Beschränkung der Freilei tungen auf  die Übergabe der gespeicherten Ener-

gie an das Umspannwerk begrenzt die bau liche Inanspruchnahme auf das für den An-

lagenbetrieb erforderl iche Maß.  

Rechtsgrundlage is t  § 9 Abs.  1 Nr.  1 BauGB in  Verbindung mit  § 11 Abs.  2 BauNVO.  
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Abwägungsrelevant s ind die Belange der Energieversorgung (§ 1 Abs.  6 Nr.  8 l i t.  e 

BauGB) und die Belange von Natur und Landschaft  (§ 1 Abs.  6 Nr.  7 l i t.  a BauGB).  

Im Ergebnis  ist  der abschl ießende Anlagenkatalog tragfäh ig,  weil  er die zu läss ige Nut-

zung klar auf  den s tandor tgebundenen Speicher- und Netzzweck ausrichtet, die h in-

reichende Best immtheit  der Festset zung wahr t  und durch die zweckgebundene Be -

grenzung der An lagen –  insbesondere der Frei leitungen –  die Eingri ffe in  Natur und 

Landschaft  auf  das  für den Anlagenbetrieb erforderliche Maß beschränkt.  

2.2  Maß der baulichen Nutzung  

2.2.1  Grundf lächenzahl  

Festgesetzt  wird eine Grundf lächenzah l von 0,6 mit einer Überschreitungsmöglichkeit 

bis 0,8 für die in  § 19 Abs.  4 Satz 1 BauNVO genannten An lagen.  

Mit der Festsetzung verfo lgt  die Stadt das  Ziel,  die baul iche Dichte zu s teuern und die 

Bodenvers iegelung auf  das  für den Speicherbetrieb notwendige Maß zu begrenzen.  

Die Festsetzung is t erforderl ich, wei l ohne Maßbest immung eine unbegrenzte Über-

bauung des Baugrundstücks mögl ich wäre und der Bodenschutz n icht gewährleis tet  

werden könnte.  

Rechtsgrundlage is t § 9 Abs.  1 Nr.  1 BauGB in Verbindung mit  § 16 Abs.  2 Nr.  1 und 

§ 19 BauNVO.  

Abwägungsrelevant s ind der Bodenschutz und der sparsame Umgang mit  Grund und 

Boden (§ 1a Abs.  2 BauGB) sowie die Funkt ions fäh igkeit  der An lage (§ 1 Abs.  6 Nr.  8 

l i t . e BauGB).  

Im Ergebnis trägt die Grundf lächenzah l von 0,6 dem Bodenschutz Rechnung, während 

die begrenzte Überschreitung die betriebl ich notwendigen Nebenanlagen und Sicher-

heitsf lächen ermögl icht.  

2.2.2  Höhe baul icher Anlagen und Bezugshöhe  

Festgesetzt  werden gestaf fel te Höchsthöhen (Speicheran lagen 6,00 m,  Bl itzschutz - 

und Kameramasten 15,00 m,  Frei leitungen und Leitungspor tale 2 0,00 m, An lagen er-

neuerbarer Energien 3,50 m), bezogen auf  eine je Baufeld fes tgesetzte Bezugshöhe in  

Meter über Normalhöhennul l.  Ausgenommen hiervon s ind schal lmindernde Maßnah-

men, deren Höhe s ich in Abhängigkeit  der schal l technischen Untersuchungen erge -

ben.   

Mit der Festset zung verfo lgt  die Stadt das  Ziel,  die Höhenwirkung der An lage in  das  

Landschaftsbi ld einzubinden und zugleich die technisch erforderl ichen Höhen einzel-

ner An lagentei le zu  s ichern.  

Die Festsetzung is t  erforderl ich,  wei l  ohne Höhenbegrenzung die Fernwirkung der An-

lage nicht gesteuer t werden könnte und ohne festen Bezugspunkt die Höhe n icht be -

s t immbar wäre.  

Rechtsgrundlage is t § 9 Abs.  1 Nr.  1 BauGB in Verbindung mit  § 16 Abs.  2 Nr.  4 und 

§ 18 BauNVO.  
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Abwägungsrelevant s ind das Landschaftsbi ld (§ 1 Abs. 6 Nr.  7 l it . a BauGB) und die 

Funkt ions fäh igkeit der An lage (§ 1 Abs. 6 Nr.  8 l i t.  e BauGB).  

Das Best immtheitsgebot des  § 18 BauNVO erforder t  einen eindeut ig best immbaren 

unteren Bezugspunkt.  D ieser wird im weiteren Verfahren konkret is ier t.  

2.3  Abweichende Bauweise  

Festgesetzt  wird eine abweichende Bauweise.  

Mit der Festsetzung verfo lgt  die Stadt das  Ziel,  die techn isch erforderl iche freie An-

ordnung der Modul - und Containereinheiten zu ermögl ichen,  ohne eine Bebauung an 

der Grundstücksgrenze zuzu lassen.  

Die Festsetzung is t erforderl ich, wei l die Ausdehnung der aneinandergereihten Einhei -

ten die Längenbegrenzung der offenen Bauweise überschreitet und die o ffene Bau-

weise damit  n icht anwendbar ist .  

Rechtsgrundlage is t  § 9 Abs.  1 Nr.  2 BauGB in  Verbindung mit  § 22 Abs.  4 BauNVO.  

Abwägungsrelevant s ind die Funktions fähigkeit  der An lage (§ 1 Abs.  6 Nr.  8 l i t.  e 

BauGB) und das Or ts - und Landschaftsbi ld (§ 1 Abs. 6 Nr.  7 l i t.  a BauGB).  

Im Ergebnis  ermögl icht die abweichende Bauweise die techn isch erforderl iche Anord-

nung,  während die Höhen - und Eingrünungsfestset zungen die Wirkung auf  das  Land-

schaftsbi ld begrenzen.  

2.4  Baugrenzen  

Festgesetzt  werden die überbaubaren Grundstücks f lächen durch Baugrenzen.  

Mit der Festset zung verfo lgt  die Stadt das  Ziel,  die bau l ichen Anlagen räumlich zu 

konzentrieren und die Randbereiche für Eingrünung und Maßnahmen freizuhalten.  

 

Die Festset zung ist  erforderl ich,  wei l  ohne Baugrenzen die bau liche Inanspruchnahme 

n icht auf die vorgesehenen Bereiche begrenzt und die landschaft l iche Einbindung 

n icht ges icher t  werden könnte.  

Rechtsgrundlage ist  § 9 Abs.  1 Nr.  2 BauGB in  Verbindung mit  § 23 Abs.  1 und Abs.  

3 BauNVO.  

Abwägungsrelevant s ind die Funktions fähigkeit  der An lage (§ 1 Abs.  6 Nr.  8 l i t.  e 

BauGB) und die Belange von Natur und Landschaft  (§ 1 Abs.  6 Nr.  7 l i t.  a BauGB).  

Im Ergebnis  s ichern die Baugrenzen die Freihaltung der Randbereiche für die land-

schaft l iche Einbindung.  

2.5  Verkehrsf lächen besonderer Zweckbestimmung  

Festgesetzt  wird die äußere Ersch l ießung.  

Mit der Festset zung verfo lgt  die Stadt das  Ziel,  die verkehrl iche Ersch l ießung und den 

abwehrenden Brandschutz der An lage dauerhaft  zu  s ichern.  
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Die Festset zung is t  erforderl ich,  wei l der Betrieb und die Sicherheit der An lage eine 

gesicher te Zufahr t  und Aufs tel l f lächen für die Feuerwehr voraussetzen.  

Rechtsgrundlage is t  § 9 Abs.  1 Nr.  11 BauGB.  

Abwägungsrelevant sind die Belange des Verkehrs  (§ 1 Abs. 6 Nr.  9 BauGB) und der 

Sicherheit der Bevölkerung (§ 1 Abs.  6 Nr.  1 BauGB).  

Im Ergebnis sind die Erschl ießungsf lächen auf  das  für Betrieb und Brandschutz erfor-

derl iche Maß beschränkt.  

2.6  Fläche für Versorgungsanlagen  

Festgesetzt  wird eine Fläche für Versorgungsan lagen.  Sie bi ldet gegenwär t ig die im 

Geltungsbereich vorhandene Frei leitung ab und so l l  künft ig einen untergeordneten 

Tei lbereich des Ersat zneubaus des bestehenden Umspannwerks  aufnehmen.  

Mit der Festset zung verfo lgt  die Stadt Bad Arolsen das Ziel,  den vorhandenen Standort  

der Leitungs infrastruktur zu s ichern und den am Netzknoten vorgesehenen Ersat zneu-

bau des Umspannwerks räumlich mit  dem Speichers tandort  zu bündeln,  um die Inan-

spruchnahme zusätzl icher,  bisher unbelasteter Freiräume zu vermeiden.  

Die Festset zung is t erforderl ich, wei l im Geltungsbereich bereits eine Freilei tung ver-

läuft und der Über tragungsnetzbetreiber den Ersat zneubau des Umspannwerks im 

Zeitraum 2030 bis 2034 konkret vors ieht;  ohne Sicherung einer Versorgungsf läche 

wäre der h ierfür benöt igte Tei lbereich am Netzknoten n icht gewährleistet.  

Rechtsgrundlage is t  § 9 Abs. 1 Nr.  12 BauGB, der Versorgungsf lächen einsch l ießl ich  

der Anlagen von Umspannwerken und Frei leitungen erfasst. Soweit  der Ersat zneubau 

später einer Planfests tellung unterl iegt,  steht die Festset zung der vorrangigen Fach-

planung (§ 38 BauGB) n icht entgegen,  sondern s icher t den Standor t und s timmt ihn 

mit  dem Speicher ab.  

Abwägungsrelevant s ind die Belange der Energieversorgung einsch ließl ich  der Versor-

gungss icherheit  (§ 1 Abs.  6 Nr.  8 l i t. e BauGB), die Belange von Natur und Landschaft  

(§ 1 Abs. 6 Nr.  7 l it . a BauGB) und der Landwir tschaft  (§ 1 Abs.  6 Nr.  7 l it . b BauGB).  

Im Ergebnis  überwiegen die Belange der Energieversorgung, wei l die Festset zung nur 

einen untergeordneten Teilbereich des Ersat zneubaus betrif f t,  eine bestehende tech-

n ische Vorbelastung durch die vorhandene Frei leitung nutzt  und die Bündelung am 

Netzknoten die Inanspruchnahme eines  neuen Standorts  vermeidet.  

2.7  Flächen für die Landwir tschaft  

Festgesetzt  wird im öst l ichen Tei l des Geltungsbereichs eine Fläche für die Landwir t-

schaft,  die auch die Böden mit der höchsten im Plangebiet  vorkommenden Er trags-

messzah l (62) umfasst.  

Mit der Festset zung verfo lgt  die Stadt Bad Aro lsen das Ziel, die bewir tschaftungsfä-

h ige landwir tschaft l iche Fläche zu erhalten,  gerade die im öst l ichen Bereich gelegenen 

Böden höchster Ertragsfäh igkeit  von einer bau l ichen Inanspruchnahme freizuhalten 

und damit  die landwir tschaft l ichen Belange angemessen zu berücksicht igen; zugleich 

so l l  die Fläche einen Beitrag dazu leis ten,  dem bisher bewir tschaftenden Betrieb eine 

Bewir tschaftungsalternat ive anzubieten.  
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Die Festset zung is t  erforderlich,  wei l  im nordöst l ichen Bereich die er tragsstärksten 

Böden des Geltungsbereichs  l iegen und deren Erhalt  für die landwir tschaftl iche Nut-

zung nur durch die Festset zung als  Fläche für die Landwirtschaft ges icher t is t.  

Rechtsgrundlage is t  § 9 Abs.  1 Nr.  18 l it . a BauGB.  

Abwägungsrelevant s ind die Belange der Landwir tschaft  (§ 1 Abs.  6 Nr. 7 l it.  b 

BauGB), des  Bodenschutzes  (§ 1a Abs. 2 BauGB) und der Energieversorgung (§ 1 

Abs.  6 Nr.  8 l i t.  e BauGB).  

Im Ergebnis bleiben gerade die ertragsstärksten Böden des Geltungsbereichs der 

landwirtschaft l ichen Nutzung erhalten; die Festset zung trägt dem raumordnerischen 

Belang der Landwir tschaft  damit  in besonderem Maße Rechnung und stel lt  die Fläche 

zugleich für die For tführung der Bewir tschaftung durch den bisher bewir tschaftenden 

Betrieb zur Verfügung.  

2.8  Flächen für den Wald  

Festgesetzt  werden die im Geltungsbereich vorhandenen Waldbestände als Flächen 

für den Wald.  

Mit der Festsetzung verfo lgt  die Stadt Bad Aro lsen das Ziel , die bestehenden Wald-

s trukturen zu s ichern und dauerhaft  zu  erhalten;  eine Umwandlung des Waldes is t 

n icht beabs icht igt.  

Die Festset zung is t erforderl ich, wei l nur die planungsrechtl iche Sicherung als  Fläche 

für den Wald den vorhandenen Bestand gegenüber der bau l ichen Nutzung dauerhaft 

gewährleis tet  und von Bebauung freihält.  

Rechtsgrundlage is t  § 9 Abs.  1 Nr.  18 l it . b BauGB.  

Abwägungsrelevant s ind die Belange des Waldes und des Naturhaushalts  (§ 1 Abs.  6 

Nr.  7 l i t.  a BauGB) und der Energieversorgung (§ 1 Abs.  6 Nr.  8 li t .  e BauGB).  

Im Ergebnis  bleiben die vorhandenen Waldstrukturen vo l ls tändig erhalten;  da keine 

Umwandlung erfo lgt,  is t  eine Genehmigung nach § 12 HWaldG n icht erforderl ich,  und 

der Wald trägt zugleich zur landschaft lichen Einbindung der An lage und zum Bio-

topverbund bei . 

2.9  Maßnahmen zum Schutz, zur Pf lege und zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft 

2.9.1  Bodenschutz  

Festgesetzt  wird, dass  Ober- und Unterboden bei Bauarbeiten getrennt abzutragen,  

getrennt zu  lagern und vor Vermischung und Verdichtung zu schützen s ind, dass bau-

bedingt beanspruchte,  n icht dauerhaft überbaute Böden nach Abschluss der Arbeiten 

zu lockern und in ihrer durchwurzelbaren Bodensch icht wiederherzustel len sind und 

dass  dauerhafte Vers iegelungen auf  das  betrieblich notwendige Maß zu beschränken 

s ind.  

Mit der Festset zung verfolgt die Stadt Bad Aro lsen das Ziel,  die natürl ichen Boden-

funkt ionen zu erhalten,  die baubedingte Beeinträcht igung des Bodens zu mindern und 
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die durchwurzelbare Bodensch icht nach Abschluss  der Bauarbeiten wiederherzustel-

len.  

Die Festsetzung is t erforderl ich, wei l Bauarbeiten ohne diese Vorgaben zu einer dau-

erhaften Vermischung,  Verdichtung und Funkt ionsschädigung des Bodens führen kön-

nen und die Bodenfunkt ionen sowie der Mut terboden andernfal ls n icht ges ichert  wä-

ren.  

Rechtsgrundlage ist  § 9 Abs.  1 Nr.  20 BauGB in  Verbindung mit  § 1a Abs.  2 BauGB; 

der Schutz des Mut terbodens fo lgt  ergänzend aus § 202 BauGB.  

Abwägungsrelevant s ind der Bodenschutz und der Wasserhaushalt  (§ 1 Abs.  6 Nr.  7 

l i t .  a und l i t.  e BauGB) sowie die Funktions fähigkeit  der An lage und die Betriebss icher-

heit (§ 1 Abs.  6 Nr.  8 l i t.  e und Nr.  1 BauGB).  

Im Ergebnis  minder t  die Festsetzung den Eingrif f  in  den Boden und s ichert  die Wie -

derherstel lung der Bodenfunkt ionen,  ohne den An lagenbetrieb einzuschränken;  die 

bauphasenbezogene Überwachung dieser Vorgaben (bodenkundl iche Baubegleitung) 

wird über den s tädtebau l ichen Vertrag ges ichert.  

2.9.2  Durchlässigkei t  der Einfriedungen für Kleint iere  

Festgesetzt  wird,  dass  Einfr iedungen mit  einem dauerhaften Bodenabstand von min-

destens 0,15 m zwischen Geländeoberf läche und Unterkante der Ein fr iedung auszu-

führen s ind und durchgehende Sockel unzu lässig sind; soweit  Sicherungs - oder Brand-

schutzanforderungen einem durchgehenden Bodenabstand entgegenstehen,  s ind in  

regelmäßigen Abständen Klein t ierdurchlässe in  gleichwert igem Querschn it t  vorzuse -

hen.  

Mit der Festset zung verfo lgt  die Stadt Bad Aro lsen das Ziel ,  die Durch läss igkeit  der 

Ein fr iedung für K leinsäuger und sonst ige Kleint iere zu s ichern und damit die Barriere - 

und Zerschneidungswirkung der An lage für die bodennah lebende Fauna (Klein t iere)  

zu  vermeiden.  

Die Festset zung ist  erforderl ich,  wei l  eine bodengleich gesch lossene Ein fr iedung im 

offenen Landschaftsraum eine dauerhafte Wanderbarriere bi ldet und die Lebensraum-

vernetzung ohne diese Vorgabe unterbrochen würde.  

Rechtsgrundlage is t § 9 Abs. 1 Nr.  20 BauGB; die Durch läss igkeit  für K lein t iere is t  

eine naturschutzfach l iche Maßnahme und keine Frage der äußeren Gestaltung, sodass 

s ie n icht auf  § 91 HBO, sondern auf  § 9 Abs. 1 Nr.  20 BauGB zu stüt zen is t.  

Abwägungsrelevant s ind die Belange von Natur und Artenschutz einsch ließl ich des 

Biotopverbunds (§ 1 Abs.  6 Nr.  7 l i t.  a BauGB) und die Sicherheit der Anlage ein-

sch l ießl ich  des Brandschutzes  (§ 1 Abs.  6 Nr. 1 BauGB).  

Im Ergebnis erhält der Bodenabstand die Durch läss igkeit für Klein tiere;  die Ausnah-

meregelung bringt den Artenschutz und die s icherungs - und brandschutztechn ischen 

Anforderungen in  Ausgleich,  indem dor t,  wo ein  durchgehender Bodenabstand n icht 

mögl ich is t,  g leichwer t ige Klein t ierdurch lässe die Vernetzungsfunkt ion erhalten.  
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2.9.3  Extensive Grünlandpf lege und Mahdgutüber tragung  

Festgesetzt  werden bewir tschaftungs integrierte Maßnahmen, die die Flächen für die 

Landwir tschaft überlagern (extens ive Pf lege ohne synthet ische Dünge - und Pf lanzen-

schutzmit tel , ers ter Schn it t n icht vor dem 15. Jun i, Mahdgutübertragung von der west-

l ichen Spenderf läche,  alternat iv  extensive Beweidung);  die Maßnahmen umfassen zu-

gleich die Entwicklung eines  öko logischen Pufferbereichs  zwischen der Sonderge -

bietsf läche und der angrenzenden Waldf läche sowie biotopvernetzende und biotoper-

weiternde Strukturen.  

Mit der Festsetzung verfo lgt  die Stadt Bad Aro lsen das Ziel,  die Schutzfunkt ion der 

Feldf lur zu  entwickeln,  naturschutzrechtl iche Kompensations leistungen zu erbringen,  

einen öko logischen Pufferbereich zwischen der Sondergebietsf läche und der Waldf lä -

che zu schaffen und durch biotopvernetzende und biotoperweiternde Strukturen einen 

Verbund zu dem nördlich angrenzenden Biotopkomplex aus Hecken und Streuobstbe -

s tänden am Gut Kappel sowie zu den weiter nördl ich gelegenen Wiesenf lächen herzu-

s tel len,  ohne die landw ir tschaft l iche Nutzbarkeit  der Flächen aufzugeben.  

Die Festset zung ist  erforderl ich,  wei l  der mit  der Planung verbundene Eingri f f  auszu-

gleichen is t,  die Pufferbereiche h ierfür ohne Aufgabe der Landwir tschaft herangezo-

gen werden sol len, der Übergang zwischen der bau l ichen Nutzung und dem Wald öko-

logisch auszugestalten is t  und die vorhandenen Biotopstrukturen im nördlichen Umfeld 

durch verbindende und erweiternde Strukturen zu einem funkt ions fäh igen Biotopver-

bund zu entwickeln  s ind.  

Rechtsgrundlage is t § 9 Abs. 1 Nr.  20 BauGB; die Überlagerung mit  der landwirtschaft-

l ichen Nutzung is t  zu läss ig,  wei l  die Maßnahmen bewir tschaftungs integrier t und nach 

der Begründung des Regionalplans  zu Ziel  2 mit  der landwirtschaft l ichen Nutzung ver-

einbar s ind.  

Abwägungsrelevant s ind die Belange von Boden, Natur und Landschaft (§ 1 Abs.  6 Nr.  

7 l i t.  a BauGB sowie § 1a Abs.  3 BauGB) und der Landwir tschaft (§ 1 Abs.  6 Nr.  7 l i t.  

b BauGB).  

Im Ergebnis  führ t  die bewirtschaftungs integrierte Ausgestaltung beide Belange zu-

sammen,  schaf f t mit  dem Pufferbereich einen abgestuften Übergang zur Waldf läche, 

vernetzt  und erweitert  die vorhandenen Biotopstrukturen nach Norden – zum Biotop-

komplex am Gut Kappel,  das  Fl ießgewässer „Kappelgraben“ und zu den nördl ichen 

Wiesenf lächen –  und entfaltet  gegenüber den nach § 35 Abs.  1 BauGB priv ilegierten 

Vorhaben keine Ausschlusswirkung.  

2.10 Anpf lanzung und Erhaltung von Hecken, Gebüschen und Feldgehöl-

zen 

Die Festsetzung umfasst zwei Regelungsinhalte:  die Neuanpf lanzung von Gehölzs truk-

turen auf  den h ierfür gekennzeichneten Flächen (§ 9 Abs.  1 Nr.  25 l i t.  a BauGB) sowie 

die Bindung zur Erhaltung der vorhandenen,  im Plan gekennzeichneten Bepf lanzungen 

(§ 9 Abs.  1 Nr.  25 l i t.  b BauGB).  Festgesetzt  werden Bindungen für die Erhaltung der 

im Bebauungsplan gekennzeichneten vorhandenen Bäume,  Sträucher und sonst igen 

Bepf lanzungen;  bei Abgang s ind diese gleichwer t ig mit  gebietseigenen Gehölzen zu 

erset zen.  
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Mit der Festset zung verfo lgt  die Stadt Bad Aro lsen das Ziel,  die vorhandenen,  öko lo-

gisch und landschaftsbi ldprägenden Gehölz - und Bepf lanzungsstrukturen zu s ichern 

und sie als Bestandtei l  des  Biotopverbunds und der landschaft l ichen Einbindung der 

Anlage zu  erhalten.  

Die Festset zung ist  erforderl ich,  wei l  die vorhandenen Strukturen ohne Erhaltungsbin-

dung im Zuge der bau l ichen Maßnahmen beseit igt  werden könnten und ihr Erhalt für 

den Biotopverbund,  das  Landschaftsbi ld und den Ar tenschutz n icht anderweit ig ges i -

chert  wäre. 

Rechtsgrundlage is t  § 9 Abs.  1 Nr.  25 l it . b BauGB.  

Abwägungsrelevant s ind die Belange von Natur und Landschaft (§ 1 Abs.  6 Nr. 7 l i t. a 

BauGB), der Landwir tschaft (§ 1 Abs. 6 Nr.  7 l it . b BauGB) und die Funkt ionsfäh igkeit 

der An lage (§ 1 Abs.  6 Nr. 8 l it . e BauGB).  

Im Ergebnis  überwiegt die Erhaltung der vorhandenen Bepf lanzungen,  wei l  die gebun-

denen Strukturen außerhalb der überbaubaren Grundstücks f lächen l iegen und ihr Er-

halt die baul iche Nutzung sowie die landwir tschaft l iche Bewir tschaftung n icht wesent-

l ich  einschränkt.  

3 Begründung der bauordnungsrechtlichen Festsetzungen 

3.1  Einfriedungen 

Festgesetzt  werden aussch l ießlich  git terar t ige,  of fene Ein fr iedungen bis  2, 70 m Höhe 

in  landschaftsangepasster,  mat ter Farbgebung.  

Mit der Festset zung verfo lgt  die Stadt das  Ziel ,  die für die An lagens icherung notwen-

dige Einfr iedung landschaftsver trägl ich zu gestalten und mass ive, abriegelnde Ein fr ie -

dungen auszusch l ießen.  

Die Festset zung is t erforderl ich, wei l die Einfr iedung im of fenen Landschaftsraum ohne 

Gestaltungsvorgabe das Landschaftsbi ld erhebl ich beeinträcht igen würde.  

Rechtsgrundlage is t  § 9 Abs.  4 BauGB in Verbindung mit  § 91 Abs.  1 Nr.  7 HBO.  

Abwägungsrelevant sind das Or ts - und Landschaftsbi ld (§ 1 Abs. 6 Nr.  7 l it.  a BauGB) 

und die Sicherheit  der An lage (§ 1 Abs.  6 Nr.  1 BauGB).  

Im Ergebnis minder t die o ffene, durch läss ige Ausführung die trennende Wirkung;  die 

Durch lässigkeit  für K lein t iere ist  keine Gestaltungsfrage und wird gesondert  über § 9 

Abs.  1 Nr.  20 BauGB geregelt.  

3.2  Werbeanlagen 

Festgesetzt  wird die Unzu läss igkeit  von Werbeanlagen mit Ausnahme eines H inweises 

auf  das  Unternehmen an der Stät te der Leistung;  Fremdwerbung sowie An lagen mit  

wechselndem oder bewegtem Licht s ind unzu läss ig.  

Mit der Festsetzung verfo lgt  die Stadt das  Ziel,  das  Landschaftsbild von Werbeanlagen 

freizuhalten und zusätzl iche Licht immiss ionen im Außenbereich zu vermeiden.  
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Die Festsetzung is t  erforderl ich,  weil  Werbeanlagen,  insbesondere mit  wechselndem 

Licht,  im unbebauten Außenbereich erhebl iche Stör - und Fernwirkungen entfalten wür-

den.  

Rechtsgrundlage is t  § 9 Abs.  4 BauGB in Verbindung mit  § 91 Abs.  1 HBO.  

Abwägungsrelevant s ind das Landschaftsbi ld und der Schutz vor Licht immiss ionen (§ 

1 Abs.  6 Nr.  7 l it .  a BauGB) sowie das Kennzeichnungs interesse des Betriebs.  

Im Ergebnis  wahr t  der Aussch luss  dynamischer und fremder Werbung die landschaft-

l iche Einbindung, während die Kennzeichnung an der Stät te der Leis tung zu läss ig 

bleibt.  

4 Städtebauliche Eingriffsregelung  

Nach § 1 Abs.  6 Nr.  7 Buchst.  a BauGB s ind bei der Aufstel lung von Bauleitplänen die 

Belange des Umweltschutzes  einschl ießl ich  des Naturschutzes  und der Landschafts -

pf lege zu berücks icht igen.  Die naturschutzrecht l iche Eingri ffs regelung is t  nach § 1a 

Abs. 3 Satz 1 BauGB in  der Bau leitplanung anzuwenden; danach sind Eingri ffe in  Natur 

und Landschaft,  die durch Bau leitpläne vorbereitet  oder ermöglicht werden,  zu  ver-

meiden oder zu min imieren und unvermeidbare Beeinträcht igungen durch geeignete 

Maßnahmen des Natu rschutzes  und der Landschaftspf lege auszugleichen oder zu er-

set zen.  Die Anwendung der Eingrif fsregelung erfo lgt fach lich nach den §§ 13 ff.  

BNatSchG in  Verbindung mit  den landesrechtl ichen Vorschri ften, in  Anlehnung an die 

Hess ische Kompensat ionsverordnung (Verordnung über die Durchführung von Kom-

pensat ionsmaßnahmen,  das Führen von Ökokonten,  deren Handelbarkeit  und die Fest-

set zung von Ersatzzah lungen –  KV –  vom 26.  Oktober 2018) sowie an die Arbeitsh i lfe 

„Bodenschutz in der Bau leitplanung“ des Landes Hesse n.  

Der verfahrensgegenständl iche Bebauungsplan s tel lt  als  Angebotsbebauungsplan ei -

nen Eingrif f im Sinne des § 14 Abs. 1 BNatSchG dar, da er die Umwandlung bis lang 

landwirtschaft l ich  genutzter Flächen in  techn ische Betriebs - und Verkehrs f lächen vor-

bereitet.  D ie städtebaul iche Eingri ffs regelung ermittelt und bewer tet die durch den 

Bebauungsplan veran lassten Beeinträcht igungen der Schutzgüter Boden,  bio logische 

Viel falt  (Flora,  Fauna,  Biotope),  Wasser,  K l ima/Luft  und Landschaftsbi ld und legt den 

erforderl ichen Umfang der Vermeidungs -, Minderungs - und Kompensationsmaßnah-

men fest.  D ie konkrete Ausgestaltung der Kompensationsmaßnahmen erfo lgt  auf  

Grundlage der Eingriffsbi lanz nach Hessischer Kompensat ionsverordnung und der er-

gänzenden bodenschutzbezogenen Bewertung u nd wird im Umweltbericht dokumen-

t ier t.  

4.1  Ausgangslage und Art des Eingriffs  

Ausgangspunkt der Bewer tung ist  der derzeit ige Nutzungs - und Biotopzustand: Acker 

bei Bio -/Öko-Landbau  im nördl ichen und südlichen Tei lbereich,  eine Frischwiese mä-

ßiger Nutzungsintens ität  /  extens iv genutzte Mähwiese im zentralen Bereich sowie be -

gleitende Gehölz - und Saumstrukturen ent lang der Nutzungsgrenzen;  das  Plangebiet  

is t zudem bereits  durch Hochspannungsfrei lei tungen und das west lich  angrenzende 

Umspannwerk techn isch vorgeprägt.  D ie Inanspruchnahme der Flächen für das  Son-

dergebiet führ t zu  Flächenvers iegelungen (Fundamente, Containers tandf lächen,  Um-

spannanlagen,  in terne Wege),  zur Beseit igung von Vegetat ionsbeständen (Grünland,  
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Ackerbegleits trukturen) und zu einer weiteren techn ischen Überformung des Land-

schaftsbi ldes.  

Die ar tenschutzrecht l iche Prüfung erfo lgt  gesonder t  im Rahmen des Umweltberichts 

und eines  Fachgutachten.  Sie ergänzt die s tädtebau l iche Eingri f fs regelung,  ersetzt 

diese jedoch n icht. D ie s tädtebau l iche Eingrif fsregelung konzentrier t  s ich auf die f lä -

chenbezogene Bewer tung von Biotop - und Nutzungstypen sowie auf  die Bi lanzierung 

von Vermeidungs -,  Minderungs - und Kompensat ionsmaßnahmen nach KV Hessen 2018 

und der Arbeitsh i lfe Bodenschutz  in der Bau leitplanung. 

4.2 Bewertung der Eingriffs intensität  

Die Bewer tung der Eingrif fs intens ität  erfo lgt  auf Bas is  einer Biotoptypenkar t ierung und 

der Zuordnung der betroffenen Flächen zu den jewei l igen Biotop - und Nutzungstypen 

mit den in  der KV Hessen 2018 h in terlegten Wer tstu fen (Biotopwer tpunkte je Quad-

ratmeter). Für das  Schutzgut Boden wird ergänzend eine bodenfunktionsbezogene Be -

wer tung nach der hess ischen Arbeitshi l fe vorgenommen,  die insbesondere die natür-

l ichen Bodenfunkt ionen (Er trags funkt ion,  Regelungsfunkt ion im Wasser - und Stof f -

haushalt , Archivfunkt ion ) berücks ichtigt.   

Die durch den Bebauungsplan zu erwartenden Beeinträcht igungen lassen s ich im We -

sent l ichen wie fo lgt zusammenfassen:  

•  Boden:  Durch Fundamente, Containerstandf lächen,  interne Wege und sonst ige 

vers iegelte bzw.  verdichtete Flächen gehen Bodenfunktionen dauerhaft  verloren 

(Vers iegelung) oder werden überlagernd beeinträcht igt  (Verdichtung, techn i -

sche Überprägung).  Aufgrund der Lage  im Hei lquel lenschutzgebiet  mit  hoher 

bis mit tlerer Versickerungsempfindl ichkeit  s ind Eingri ffe in  die In fi l t rat ions - und 

Retent ionsfunkt ion bodenschutzfach l ich besonders  gewicht ig.  

•  Bio logische Viel fal t:  B io-Ackerf lächen und Frischwiesen mäßiger Nutzungs in-

tensität  /  extens iv  genutzte Mäh wiesen weisen aufgrund ihrer Nutzung mitt lere 

Biotopwerte auf;  Saum- und Gehölzstrukturen haben eine höhere Bedeutung für 

den Biotopverbund und als  Tri t ts teinbiotope.  Ihre Inanspruchnahme oder Beein-

trächt igung führt  zu  einer deut lichen Abwertung der Biotopaussta ttung,  sofern  

s ie n icht gezielt  erhalten oder durch Aufwertungsmaßnahmen kompens ier t  wer-

den.  

•  Wasser:  Durch zusätzliche Vers iegelung und die Konzentrat ion techn ischer An-

lagen besteht das Risiko veränderter Abf lussregime (Oberf lächenabf luss,  Kon-

zentrat ion von Niedersch lagswasser). Im Hei lquel lenschutzgebiet kommt h inzu, 

dass  das R is iko von Schadstoffein trägen in  das  Grundwasser (z.B.  durch Hava-

rien mit  wassergefährdenden Stoffen,  kontamin ier tes  Löschwasser) zu  minimie -

ren is t.  

•  Klima/Luft :  D ie lokal klimat ische Funkt ion des Plangebiets  is t  vor al lem durch 

die Frisch - und Kaltlu f tabf lussbahn ent lang des öst l ich  verlaufenden Bachlaufs 

geprägt;  der Beitrag der ackerbau lich genutzten Flächen zum Luftaustausch is t 

mit tel,  die geplanten Vers iegelungen führen zu einer geringfügigen Redukt ion 

der Kalt lu ftentstehungsf läche.  Die techn ische Vorprägung begrenzen die In ten-

s ität  des  Eingri ffs  in  das  Schutzgut K l ima/Luft.  
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•  Landschaftsbild:  Das Plangebiet  l iegt in  einem bereits  durch Hochspannungs-

lei tungen und das Umspannwerk techn isch überformten Landschaftsraum. Die 

Errichtung von Batteriecontainern,  Ein friedungen und technischen An lagen ver-

s tärkt  die techn ische Prägung,  bleibt  jedoch im u nmittelbaren Vorfeld bestehen-

der In frastruktur gebündelt .  Die v isuel le Eingriffsintens ität  is t  im Nahbereich des 

„Gut Kappel“ und der angrenzenden Freif lächen höher zu gewichten,  wird aber 

durch gezielte Eingrünung und Bündelung der Anlagen  gemindert.  

In  der zusammenfassenden Bewertung ergibt  sich ein  erhebl icher Eingrif f  in  die 

Schutzgüter Boden und Biotopausstattung (insbesondere durch Vers iegelung und Nut-

zungsänderung),  ein  mit t lerer Eingrif f  in  das  Landschaftsbild sowie gering bis  mit tlere 

Beeinträcht igungen der Schutzgüter Wasser und Klima/Luft , die aufgrund des Hei l-

quellenschutzes  bzw.  der Frischluf tbahnfunkt ion fach l ich besonders  zu beachten s ind. 

Diese Beeinträcht igungen s ind in  An lehnung an die KV Hessen 2018 und an die Ar-

beitsh i lfe Bodenschutz quanti tativ  zu  bi lanzieren und durch geeignete Kompensat ions-

maßnahmen auszugleichen.  

4.3 Vermeidung, Minderung und Ausgleich  

Gemäß § 1a Abs.  3 Satz 2 BauGB s ind zunächst al le Mögl ichkeiten zur Vermeidung 

und Min imierung von Beeinträcht igungen zu nut zen,  bevor ein Ausgleich durch externe 

Kompensationsmaßnahmen erfolgt.  Im vorl iegenden Bebauungsplan werden insbeson-

dere fo lgende Vermeidungs- und Minderungsansätze umgesetzt:  

•  Standor twahl und Bündelung:  Konzentrat ion der techn ischen Anlagen im unmit-

telbaren Umfeld des bestehenden Umspannwerks  und der Hochspannungs lei -

tungen;  Verzicht auf  eine Inanspruchnahme sens iblerer, unvorbelasteter Berei -

che im weiteren Landschaftsraum.  

•  Flächensparende Anordnung:  Begrenzung der versiegelten Flächen auf  die 

techn isch zwingend erforderlichen Standf lächen und Wege;  Einsat z wasser-

durch läss iger Beläge für interne Wege und Betriebsf lächen,  soweit  betriebl ich 

und s icherheits techn isch möglich.  

•  Erhalt/ Integrat ion vorhandener Strukturen:  Soweit  mit  der An lagens icherheit 

vereinbar,  Erhalt  vorhandener Gehölz - und Saumstrukturen,  insbesondere im 

Übergangsbereich zu den gesetzl ich geschützten Biotopen (Bach lauf, Hecken -

/Streuobstkomplex), sowie Integrat ion dieser Strukturen in  das  Eingrünungs kon-

zept.  

•  Wasserwir tschaft l iche Vorsorge:  Dezentral  orient ier te N iedersch lagswasserbe -

wir tschaftung mit  or tsnaher Vers ickerung bzw.  gedrosselter Ableitung,  unter 

Berücks icht igung der Anforderungen des Hei lquel lenschutzgebiets;  techn ische 

Sicherung gegen das Austreten wassergefährdender Stoffe durc h Auffangwan-

nen und Rückhaltemulden.  

•  Gestalterische Einbindung:  Begrenzung der Bauhöhen,  zurückhaltende Gestal-

tung der Ein fr iedungen sowie Anordnung von s tandor tangepassten Gehölzpf lan-

zungen zur Minderung der v isuellen Eingri ffswirkungen.  

Trotz dieser Maßnahmen verbleibt  ein  erheblicher,  n icht vermeidbarer Eingri ff,  der 

über externe Kompensat ionsmaßnahmen auszugleichen is t.  Der erforderl iche Kom-

pensat ionsumfang ist  in der Begründung auf Bas is  der Biotopwer tbi lanz in An leh-
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nung an die KV Hessen 2018 und der bodenbezogenen Bewertung nach Arbeitsh i l fe 

Bodenschutz zu ermit teln .  

4.4  Eingriffsbilanzierung und Kompensation  

4.4.1  Bewer tung in Anlehnung an die hessische Kompensat ionsverordnung  

Die Eingrif fsbi lanzierung erfolgt in  An lehnung an das  in der KV Hessen 2018 veranker-

ten Biotopwertverfahren.  H ierbei werden die Biotop - und Nutzungstypen der Eingri ffs -

f lächen vor und nach Umsetzung der Planung erfasst und mit den jewei l igen Bio-

topwertpunkten je Quadratmeter bewertet. Aus der Dif ferenz der Bi otopwer te ergibt  

s ich der kompensationspf l icht ige Biotopwertverlust  (Kompensat ionsbedarf in  Wer t-

punkten).   

Die Kompensat ions leistung kann durch fo lgende Maßnahmen erbracht werden:  

•  Aufwertung von Flächen im unmit telbaren oder erweiter ten Umfeld des Plange -

biets  oder  

•  Inanspruchnahme von vorlaufend geschaffenen,  entsprechend ges icher ten 

Kompensationsf lächen (Ökokonten)  oder anderweit igen Flächen, deren Eigen-

schaften und Ausstat tung durch ein angepasstes Pf legeregime aufgewer tet  wer-

den,  sofern  die Wertpunkte der Kompensationsf lächen den Eingri f f  vo l ls tändig 

ausgleichen.  

Die Auswahl der konkreten Kompensat ionsf lächen und -maßnahmen wird im Umwelt-

bericht dokumentier t.  Maßstab ist  die Gleichwer t igkeit  im Sinne der §§ 15 und 17 

BNatSchG in  Verbindung mit der KV Hessen 2018 . 

Nutzun gstyp na ch An lage 3 KV  BWP/

m²  

Flä che je  Nutzun gst yp in 

m²  

Bio topwe r t  

Typ -Nr.  Bezeichnu ng   vorhe r  nachhe r  vorhe r  nachhe r  

Bestand  
       

01.310  Mischwälder au s Laubbaum -  und 

Nade lbauma r ten  

45,6  1. 235  1. 235  56 .316  - 56. 316  

02.200  Gebü sche, He cken , Säume  he imi -

scher Ar ten auf  f r i schen  Stan dor-

ten.  

39  4.490  2.532  175.071  - 98.748  

02.400  Ne uanpf lan zung  von He cken /Ge -

büschen (he im isch,  s tandor tge -

re ch t, nur Außenbe re ich ), Neuan -

la ge von Fe ldgehö lzen  mit ge-

bietse igenen Gehö lzen , m indes -

tens dre ire ih ig,  min des ten s 5 m 

bre it  

27  0  1.411  0  - 38.097  

02.310  Ufe r- un d Su mpfge bü sche auf  

feuchten bis na ssen  Stan dor ten  

44  10.512  10.512  462.528  - 462 .528  

06.330  Son st ige e xten s iv  genu tzte  Mäh -

w iesen  

55  18 .234  12.358  1. 002. 870  - 679 .690  

06.340  Fr ischw iese n mäßiger Nu tzungs in-

tens i tä t meist 2 -3 ma l ige Nutzun g 

mit  deu tl i chem Düngun gse in f lu ss,  

mäßig a r ten re ich  

35  6. 330  12.469  221. 550  - 436 .415  

10.530  Scho tte r-, K ies - u . Sandf lä chen , -

wege, -p lä tze  o de r ande re wasse r-

du rchlä ssige Flä chen befest igun g  

sowie versie ge lte  Flä chen , de ren 

Wa ssera bf luss gez ie l t versicker t 

w ird  

6  0  125. 183  0  - 751 .098  

10.610  Bewachsene u nbefes t ig te  Fe ld -

wege  

25  2. 177  1.836  54 .425  -45.900  
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11.221  Gär tne ri sch ge pf le gte Anla gen im 

be s iede lten  Bere ich, a r ten - un d 

s t ruk tu rarme Hau sgär ten k le ine 

öf fen tl i che G rünan lagen, inne r-

stä dt i sches Straßen beg le i tg rün 

etc. , st ruk tura rme G rünan lagen , 

Baum be stan d nahezu feh lend  

14  0  31.296  0  - 438 .144  

11.195  Acker be i B io/Öko-Lan dbau 21  155. 854  0  3.272. 934  0  

       

SUMME    198. 832  198.832  5. 245. 694  - 3 .006 .936  

       

04.110  E inze lbaum e inhe im isch , s tan dor t-

ge re cht , O bs tbaum  

34  68  0  2.312  0  

04.210  Baum gruppe / Baumre ihe e inhe i -

m isch , s tan dor tge rech t , O bs t -

bäume  

34  517  0  17.578  0  

       

SUMME    585  0  19.890  0  

 

BIOTO PWER TDIFF ERE NZ  2.258. 648  

Tabe l le 1:  Bi l anz ierung nach hess ischer  Kompensat ionsverordnung  

4.4.2  Bewer tung in Anlehnung an die Arbei tsh il fe Bodenschutz in  der Bauleit -

planung 

Ergänzend zur biotopwer tbezogenen Bi lanzierung wird das Schutzgut Boden boden-

funkt ionsbezogen bewertet. D ie Bewertung erfo lgt in  An lehnung an die hessische Ar-

beitsh i lfe „Bodenschutz in  der Bauleitplanung" .  Sie operat ional is ier t  die Anforderun-

gen der Bodenschutzklausel des  § 1a Abs.  2 BauGB, des Bundes -Bodenschutzgeset-

zes (BBodSchG) und der zugehörigen Bundes -Bodenschutz- und Altlas tenverordnung 

(BBodSchV),  des  Hessischen Alt las ten - und Bodenschutzgesetzes  (HAltBodSchG) so-

wie der Hess ischen Kompensat ionsvero rdnung (KV Hessen 2018) für die Bau leitpla -

nung.  Bewertet werden die natürl ichen Bodenfunkt ionen im Sinne des § 2 Abs.  2 

BBodSchG –  insbesondere die Funkt ion als  Lebensraum (Er tragspotenzial),  die Funk-

t ion im Wasserhaushalt  (Feldkapazität) sowie die Funktio n als  Abbau-, Ausgleichs - und 

Aufbaumedium (Nitratrückhaltevermögen) –  und die Empf indl ichkeit  der Böden gegen-

über Verdichtung,  Vers iegelung und Eros ion.  

Nach der Hess ischen Kompensat ionsverordnung ist  ab einer Eingri ffs f läche von 

10.000 m² eine gesonder te, di fferenzierte Bi lanzierung des Schutzgutes Boden zu er-

s tel len.  Die bodenschutzfach l ich zu bewer tende,  bau l ich - techn isch beanspruchte Flä -

che umfasst insgesamt rund 15,85 ha (Sondergebiet  sowie Fläche für Versorgungsan-

lagen) und überschreitet  den Schwel lenwer t  von 10.000 m² deut lich,  sodass die di ffe -

renzier te Bodenbilan z obl igatorisch is t.  Sie dient der sachgerechten Ermitt lung und 

Dokumentat ion der bodenfunkt ionalen Verluste,  der Planung und Bewertung der Kom-

pensat ionsmaßnahmen sowie der rechtskonformen Einbindung der Ausgleichserfor-

dern isse in  die Planunterlagen.  Die Erfassung des Bodenbestands erfo lgt nach den 

anerkannten Regeln  der Technik.  

Die Ermitt lung des Kompensationsbedarfs  für das  Schutzgut Boden erfo lgt anhand der 

„Arbeitshi l fe zur Ermit tlung des Kompensat ionsbedarfs  für das  Schutzgut Boden in  

Hessen und Rhein land-Pfalz"  (HLNUG 2023).  Der Kompensat ionsbedarf  wird in  Bo-

denwer teinheiten  (BWE) ausgedrückt,  wobei die dauerhafte Vers iegelung als  vo l lstän-

diger Funkt ionsverlus t  zu  bi lanzieren is t.  Entsprechend der Vermeidungs - und Minde-

rungsh ierarch ie s ind Beeinträcht igungen vorrangig zu vermeiden und zu mindern;  ver-

bleibende Beeinträcht igungen s ind auszugleichen.  Die bodenkundl iche Baubegleitung 
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minder t  die bauzeitl iche Beeinträcht igung und damit  den rechnerischen Kompensat i -

onsbedarf ;  die Überwachung der Bodenschutz - und Kompensationsmaßnahmen erfo lgt 

im Rahmen des Monitorings  nach § 4c BauGB.  

Ermit tlung des Kompensat ionsbedarfs  

Das geplante Vorhaben umfasst die in  der nachfo lgenden Tabelle dargestel lten Flä -

chenbeanspruchungen.  Der aktuelle Bodenzustand (Is t -Zustand) wird gemäß der Bo-

denfunkt ionsbewer tung der BFD5L (Bodenf lächendaten Hessen 1:5.000,  landwir t-

schaft l iche Nutzf läche,  HLNUG 2026) vor dem Eingri f f als  Wer ts tufe sach lich ermittelt . 

Da für die betrof fenen Flächen im Jahr 2026 keine Nutzungsänderungen fes tgestel lt  

wurden,  is t von unveränder ten und rechtskonformen Bodenverhältn issen auszugehen.  

Für die Umsetzungsprognose wird die Bodenfunkt ionsbewer tung für den Zustand nach 

Durchführung des Vorhabens ermittelt  und mit  der Bewer tung des Bestandszustandes 

verglichen.  Die Dif ferenz der Wer tstu fen vor und nach Durchführung –  unter Berück-

s icht igung der vorgesehenen Minderungsmaßnahmen – spiegelt die bodenfunkt ions-

bezogenen Auswirkungen der Planung und damit  den ermit telten Kompensat ionsbe -

darf  in  Bodenwer teinheiten wider.  Das Ausgleichskonzept s ieht vor,  dass  die Verlus te 

der Bodenfunktionen durch geeignete und wirksame Kompensat ionsmaßnahmen in  Tei-

len ortsnah ausgegl ichen werden; die h ierfür herangezogenen Böden erhalten eine 

funkt ionale Aufwertung und werden als  Wer tstufe nach Kompensat ion dokument ier t.  

Die Berechnung erfo lgt  auf Grundlage des HLNUG -Excel-Berechnungstoo ls  (Arbeits -

h i lfe 2023) in  drei  aufeinander aufbauenden Schrit ten:  Zunächst werden die Wer ts tu-

fen und ihre Dif ferenzen für die einzelnen Tei lf lächen der Planung im Vorher -Nachher-

Vergleich ermittelt (Konf l iktanalyse und Auswirkungsprognose). Sodann werden die 

vorgesehenen Minderungsmaßnahmen in tegrier t und bewertet, um den verbleibenden 

Kompensationsbedarf  fest zustel len.  Sch l ießl ich  wird dieser Bedarf  der Wirkung der 

geplanten Ausgleichsmaßnahmen gegenübergestel l t.  

Is t -Zustand –  Wer ts tufe (WS) vor Eingrif f  

Die folgende Tabel le fasst die bodenfunkt ionale Gesamtbewertung sowie die Bewer-

tung der einzelnen Bodenfunkt ionen für die beanspruchte Gesamtf läche gemäß den 

Kri terien der Bodenfunkt ionsbewertung der BFD5L (HLNUG 2026) zusammen.  Die Be -

wer tung erfo lgt  auf Basis von fünf  Wer tstufen gemäß Bundes -Bodenschutzgesetz und 

den Empfehlungen der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft  Bodenschutz (LABO):  sehr 

gering (Stu fe 1),  gering (Stufe 2),  mit tel  (Stufe 3),  hoch (Stufe 4) und sehr hoch (Stufe 

5).  

Boden-

fu nkt ion  

Standor t typ isie -

ru ng ; B ioto-

pent wick lungs -

potenz ia l  

E r t rags -

poten-

z ia l  

Fe ldkapaz i -

tä t  

Ni t ra t rückha l -

tevermögen  

Bodenfunkt io -

na le  Gesamt-

bew er tung  

Fläche in  

m²  

Stufe  3  3  2  2  2  72.809 ,50  

Stufe  3  4  3  3  3  64.257 ,10  

Stufe  3  5  3  3  4  21.428 ,20  

              

Summe            158 .494 ,80  

Tabe l le 2 : Ermi t tl ung  des bodenfunkt iona les IST -Zus tandes  (Bas isszenar io)  der  für  d ie  Bebauung vor-

gesehenen Flächen  
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Die Bodenfunkt ion „Lebensraum für Pf lanzen",  Kriterium Standor t typis ierung für die 

Biotopentwicklung,  ist  für die beanspruchte Fläche durchgängig der Werts tufe 3 (mit-

tel) zugeordnet.  Eine weitergehende Berücks icht igung dieses Kri teriums ist  gemäß 

BFD5L-Methodik aussch l ießl ich  für Flächen der Werts tufe 4 (hoch) oder 5 (sehr hoch) 

erforderl ich; für Flächen der Wer ts tufe 3 entfäl lt  die eingri ffsseitige Anrechnung me -

thodenbedingt.  

 

Tabe l le 3:  Wer ts tufen vor Eing r i f f  der  für  d ie Bebauung  vorgesehenen Flächen  

Das Er tragspotenzial  als  Tei l funkt ion der Bodenfunkt ion „Lebensraum für Pf lanzen"  

wird mit  Wer tstu fe 3 (mit tel) bis Wer ts tufe 5 (sehr hoch) bewer tet  und unters treicht 

die mit t lere bis  hohe natürl iche Er tragsfäh igkeit der Flächen.  Die „Funkt ion des Bo-

dens im Wasserhaushalt",  gemessen anhand der Wasserspeicherkapazität  (Feldkapa-

zität), is t  überwiegend auf  Wer tstu fe 2 (gering) und untergeordnet auf Werts tufe 3 

(mit tel) eingestu ft,  was auf  eine begrenzte Wasserhaltefähigkeit der lehmgeprägten 

Böden h inweist. D ie „Funkt ion des Bodens als Abbau -,  Ausgleichs - und Aufbaume-

dium", beurtei l t über das N itratrückhaltevermögen,  ist  ebenfal ls  überwiegend mit  

Wer tstufe 2 (gering) und antei lig mit  Wer tstufe 3 (mit tel) k lass if iz ier t  und spiegelt eine 

überwiegend geringe Fäh igkeit zur N itratbindung wider. Die bodenfunkt ionale Gesamt-

bewertung bewegt s ich entsprechend zwischen den Werts tufen 2 (gering) und 4 

(hoch).  Diese Einzelbewer tungen bi lden die Grundlage für die Ableitung des Kompen-

sat ionsbedarfs .  

Auswirkungsprognose – Wertstufe (WS) nach Eingri f f  

Für die Auswirkungsprognose werden die Wer tstufen für den Zustand nach Durchfüh-

rung des Vorhabens ermittelt.  Rund 80 % der Flächen (etwa 12,68 ha) werden dauer-

haft  als Bauf lächen vers iegelt beziehungsweise teilvers iegelt.  Die Eingri ffs - und die 

Bodenbi lanz legen vorsorgl ich die nach der fes tgesetzten Grundf lächenzah l maximal 

zu lässige Vers iegelung zugrunde (Ausschöpfung der GRZ von 0,6 zuzügl ich der nach 

§ 19 Abs.  4 BauNVO zu läss igen Überschreitung bis 0,8).  D iese Worst -Case -Betrach-

tung stel l t s icher,  dass  der ermit telte Kompensat ionsbedarf  die tatsäch lichen Eingrif fs -

wirkungen n icht unterschätzt.  Die vorauss icht l iche Vol lvers iegelung –  beschränkt auf 

die punkt- und streifenförmige Gründung der Container und Transformatoren –  l iegt 

unterhalb dieses Höchstwer ts; die verbleibenden Flächen werden tei lversiegelt  oder 

wasserdurchläss ig ausgeführt .  Der Wirk faktor Vers iegelung führ t zu  einem vo l lständi -

gen Verlus t  der natürl ichen Bodenfunkt ionen,  sodass die Wer tstufen al ler Bodenfunk-

t ionen nach dem Eingri ff  auf  0 hera bgesetzt werden.  Eine Unterscheidung zwischen 

Haupt- und Nebenanlagen wird dabei n icht vorgenommen.  
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Die übrigen rund 20 % der Flächen (etwa 3,17 ha) werden ledigl ich temporär als Frei -

f lächen baubedingt beansprucht. D ie h ier wirksamen Wirkfaktoren Bodenverdichtung,  

Eros ion und Stof fein trag führen zu einem Funkt ionsverlust  von 25 % der bis lang n icht 

vers iegelten Flächen,  sodass die Werts tufen der betrof fenen Bodenfunkt ionen nach 

dem Eingri ff  au f 75 % ihres Ausgangswer tes abs inken.  Die Differenz der Wer tstu fen 

vor und nach dem Eingri ff  bi ldet die Höhe des Eingri ffs  ab.  Vor Berücks icht igung der 

Minderungsmaßnahmen ergibt  s ich rechnerisch ein  Eingrif f  in Höhe von rund 117,98 

Bodenwer teinheiten, der maßgeblich durch die dauerhafte Versiegelung der Bauf lä -

chen best immt wird.  

 

Tabe l le 4:  Wer ts tufen nach Eing r i f f  der für  die  Bebauung vorgesehenen Flächen  

 

Tabe l le 5:  Wer ts tufendi f ferenz des Eing r i f fs  der  für  d ie Bebauung  vorgesehenen Flächen  

Minderungsmaßnahmen und ihre Wirkung  

Entsprechend dem Vermeidungs- und Minderungsgebot werden die Beeinträcht igun-

gen des Schutzgutes  Boden durch geeignete Maßnahmen verringer t,  deren Wirkung 

auf  die Wer ts tufen nach den Vorgaben der Arbeitsh i lfe (HLNUG 2023) in  die Bi lanzie -

rung einf l ießt.  

Für die dauerhaft beanspruchten Bauf lächen wird das anfal lende unbelastete N ieder-

sch lagswasser or tsnah vers icker t;  zugleich werden für die in ternen Erschl ießungs - und 

Nebenf lächen wasserdurchläss ige Oberf lächenbefest igungen verwendet. Diese Maß-

nahmen bewirken auf  den entsprechenden Tei lf lächen einen Wer tstufengewinn von 0,5 

bei der Bodenfunkt ion Feldkapazität und mindern damit  den Verlus t  der Wasserhaus-

haltsfunkt ion.  

Für die temporär beanspruchten Freif lächen werden ein  Bodenmanagement und eine 

bodenkundl iche Baubegleitung umgesetzt. Im Rahmen des Bodenmanagements wer-

den Ober- und Unterboden getrennt gewonnen,  fachgerecht zwischengelagert  und 



Be grü n du n g 

z u m  Be ba uu n gsp la n Nr .  40  „ Se ch z eh n  Mo rge n “  

 

 

- 37 - 

möglichst or tsnah wieder eingebaut ;  die bodenkundl iche Baubegleitung s icher t  die 

fachgerechte Durchführung der bauzeit l ichen Minderungsmaßnahmen. In  ihrer Wir-

kung verringern beide Maßnahmen die bauzeitl iche Beeinträcht igung der Bodenfunk-

t ionen von 25 % auf  10 %,  mith in um 15 Prozentpunkte. Da beide Maßnahmen auf  

dieselbe Wirkung – die Begrenzung der bauzeit l ichen Beeinträcht igung auf 10 % –  

abzielen, werden s ie rechnerisch n icht kumulat iv  angesetzt, sondern ergänzen s ich 

fach l ich.  

Darüber h inaus wirken die planerischen Vermeidungsmaßnahmen –  insbesondere die 

Begrenzung der Grundf lächenzah l und damit  des Vers iegelungsgrades auf  das  be -

tr iebsnotwendige Maß,  die Nutzung bereits  vorhandener Wegestrukturen sowie der 

Schutz der temporär beanspruchten Flächen während der Bauphase – mindernd auf 

die Beeinträcht igung des Schutzgutes  Boden.  Diese Maßnahmen wirken s tandortbe -

zogen und werden methodenbedingt n icht gesondert  in  die rechnerische Bodenwert-

einheiten -Bi lanz eingestel l t,  t ragen jedoch t atsäch l ich zur Verringerung des Eingri ffs 

bei.   

 

Tabe l le 6: Wer tstufend i f ferenz des  Eing r i f fs nach Berücks icht igung der M inderungsmaßnahmen  der  

für  d ie Bebauung vorgesehenen Flächen  

Verbleibender Kompensat ionsbedarf  

Unter Berücks icht igung der Minderungsmaßnahmen reduzier t s ich der Eingri ff  um rund 

5,44 Bodenwer teinheiten.  Es  verbleibt  ein Kompensat ionsbedarf für das  Schutzgut Bo-

den von insgesamt 112,54 Bodenwer teinheiten,  der s ich auf  die Bodenfunktionen Er-

tragspotenz ial  (47,76 BWE),  Feldkapazität  (31,76 BWE) und Nitratrückhaltevermögen 

(33,02 BWE) vertei l t.  Der maßgebl iche Antei l des  Kompensat ionsbedarfs resu lt ier t  aus 

der dauerhaften Vers iegelung der Bauf lächen,  die als  vo l ls tändiger Funktionsverlus t  

zu  bi lanzieren und einer Minderung n icht zugängl ich is t.  
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Tabe l le 7:  Kompensat ionsbedarf  des Eing r i f fs  der  für  d ie Bebauung  vorgesehenen Flächen  

Kompensationsmaßnahmen im Plangebiet  

Zur Reduzierung des ermit telten Kompensat ionsbedarfs  werden im Geltungsbereich 

des Bebauungsplanes  zwei f lächen interne Kompensat ionsmaßnahmen umgesetzt, die 

zu einer funkt ionalen Aufwertung der Bodenfunkt ionen führen.  

 

Tabe l le 8:  Wi rkung  der  Kompensationsmaßnahem  

Auf einer Fläche von 12.469 m² wird ökologisches bewirtschaftetes  Ackerland dauer-

haft  in  Grün land umgewandelt . D ie dauerhafte Bodenbedeckung, der Verzicht auf  bo-

denwendende Bearbeitung sowie die deutl iche Reduzierung der Dünger - und Pf lan-

zenschutzmit telein träge fördern die Lebensraum -,  Vers ickerungs - und Fil terfunkt ion 

des Bodens und verbessern dessen Gefügestabi li tät .  D ie Maßnahme bewirkt  einen 

Wer tstufengewinn von 1,5 beim Biotopentwicklungspotenzial  sowie von jeweils 1,0 bei 

Er tragspotenzial, Feldkapazität und Nitratrückhaltevermögen und erbringt damit  5,61 

Bodenwer teinheiten.  

Auf einer weiteren Fläche von 12.358 m² wird bestehendes Grün land zusätzl ich exten-

s iv ier t. D ie Nutzungsextens iv ierung – insbesondere die Reduzierung der Düngung und 

der Nutzungs intens ität  –  förder t  die natürl iche Bodenentwicklung und das N itratrück-

haltevermögen.  Die Maßnahme bewirkt  einen Werts tufengewinn von 1,0 beim Bioto-

pentwicklungspotenzial  sowie von 0,5 beim Nitratrückhaltevermögen und erbringt 1,85 

Bodenwer teinheiten.  
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Die Gegenüberstel lung von Kompensat ionsbedarf und Ausgleichswirkung ergibt für 

das  Schutzgut Boden fo lgende Bi lanz: Dem verbleibenden Kompensationsbedarf von 

112,54 Bodenwer teinheiten s teht ein  f lächen interner Ausgleich von 7,46 Bodenwer t-

einheiten gegenüber,  sodass ein  Def izi t  von 105,08 Bodenwerteinheiten verbleibt.  

Da die dauerhafte Vers iegelung als  vo l lständiger Funkt ionsverlus t zu  bi lanzieren und 

eine ortsnahe Wiederhers tel lung der betroffenen Bodenfunkt ionen im Geltungsbereich 

nur eingeschränkt mögl ich ist ,  ist  ein  verbleibendes Defiz it  methodisch angelegt.  D ie -

ses  Restdef iz i t  von 105,08 Bodenwer teinheiten wird im Rahmen der naturschutzrecht-

l ichen Eingri ffs regelung multi funkt ional über die noch fest zu legenden Kompensat ions-

maßnahmen sowie erforderl ichenfal ls  über externe Kompensat ionsmaßnahmen bezie -

hungsweise ein  Ökokonto gedeckt.  Damit  wird die Eingrif fsregelung nach § 1a Abs.  3 

BauGB in Verbindung mit  den §§ 13 f f.  BNatSchG für das  Schutzgut Boden vo l ls tändig 

erfü ll t.  

4.4.3  Kompensat ionsdefiz it  und -maßnahmen  

Die konkrete Fest legung der Kompensationsmaßnahmen erfo lgt  im weiteren Verfahren 

auf  Grundlage der nach hess ischer Kompensat ionsverordnung  2018 und der Arbeits -

h i lfe „Bodenschutz in  der Bau leitplanung“ ermittelten Eingri ffs - und Kompensat ionsbi -

lanz.  Ziel  der Planung is t  es,  vorrangig auf  bereits  anerkannte Kompensationsmaßnah-

men (z.  B. aus Ökokonten) zurückzugreifen oder so lche Maßnahmen zu wählen,  die 

keine oder nur geringfügige nachtei l ige Auswirkungen auf  die Fors t - oder Landwir t-

schaft  aufweisen.  Dabei is t sicherzustel len,  dass Umfang und Qual ität  der gewählten 

Maßnahmen den nach Naturschutz - und Bodenschutzrecht erforderl ichen Ausgleich 

vo l ls tändig gewährleisten.  

4.5  Ergebnis der städtebaulichen Eingriffsregelung  

Die Anwendung der s tädtebau l ichen Eingrif fsregelung zeigt,  dass mit  der Festsetzung 

des Sondergebiets  „Energie -/Speicherinfrastruktur“ trotz intens iver Vermeidungs - und 

Minderungsmaßnahmen ein erheblicher Eingri f f in  die Schutzgüter Boden und Bio-

topausstat tung erfo lgt.  Aufgrund der bestehenden techn ischen Vorprägung des Stand-

or ts  sowie der Bündelung der Anlagen im unmittelbaren Umfeld des Umspannwerks 

werden jedoch zusätzl iche Beeinträchtigungen des Landschaftsbi ldes  und der öko lo-

gischen Durch läss igkeit  des  Raums im Vergleich zu einer ungesteuerten Entwicklung 

reduzier t.  

Die im Bebauungsplan verankerten Vermeidungs - und Minderungsmaßnahmen (f lä -

chensparende Anordnung,  wasserdurch läss ige Beläge,  Erhalt  und Aufwer tung von Ge -

hölzstrukturen,  wasserwir tschaft liche Vorsorge,  gestalterische Einbindung) tragen 

dazu bei,  die Eingri f fs in tens ität  zu  begrenzen.  Die verbleibenden erheblichen Beein-

trächt igungen werden durch externe Kompensationsmaßnahmen nach Maßgabe der 

Kompensationsverordnung  und der Arbeitsh i lfe Bodenschutz ausgeglichen. Insgesamt 

is t damit  s ichergestel l t, dass der Bebauungsplan die Anforderungen der s tädtebau li -

chen Eingri ffsregelung erfü l l t  und die mit  der Planung verbundenen Eingrif fe in  Natur 

und Landschaft  im recht l ich  gebotenen Umfang vermieden,  geminder t  und kompen-

s ier t werden.  
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5 Umweltbelange 

Bei der Aufstellung des Bebauungsplans s ind die Belange des Umweltschutzes nach 

§ 1 Abs. 6 Nr.  7 BauGB sowie die ergänzenden Vorschrif ten des § 1a BauGB zu be -

rücks icht igen.  H ierzu zäh len insbesondere der Schutz von Mensch,  Tieren und Pf lan-

zen, Boden, Wasser,  K l ima/Luft, Landschaftsbi ld sowie Ku ltur- und sonst igen Sachgü-

tern und die Anwendung der naturschutzrecht l ichen Eingri ffs regelung in  der Bau leit-

planung. Die umweltbezogenen Wirkungen des Bebauungsplans werden im Umweltbe -

richt nach An lage 1 BauGB ver t ief t untersucht;  dort  erfo lgen Bestandsbeschreibung,  

Wirkungsprognose,  Bewer tung,  Darstel lung der Vermeidungs -,  Minderungs - und Aus-

gleichsmaßnahmen unter Berücks icht igung der b i lanzier ten der Eingrif fe einschl ießl ich  

der bodenschutzbezogenen Bewertung.  

Aus umweltbezogener Sicht ist  der Bebauungsplan dadurch geprägt,  dass  bis lang 

ackerbau lich genutzte Flächen und eine Frischwiese mäßiger Nutzungs intens ität  und 

in  Tei len eine sonstige extens ive Mähwiese  in  Anspruch genommen und in ein  Sonder-

gebiet  „Energie -/Speicherinfrastruktur“ mit  bau l ichen und techn ischen An lagen umge -

wandelt  werden.  Dies  führ t  zu  einem erhebl ichen Eingrif f  in die Schutzgüter Boden 

und Biotopausstattung;  zugleich erfo lgt  die Bündelung  der techn ischen Nutzung im 

Umfeld eines  bereits  durch  Hochspannungs leitungen und Umspannwerk vorgeprägten 

Raums, wodurch zusätzl iche Zers iedelungseffekte und Beeinträcht igungen unvorbe -

lasteter Landschafts teile vermieden werden.  Vermeidungs - und Minderungsmaßnah-

men (u.  a.  Begrenzung der überbaubaren Fläche,  w asserdurch läss ige Oberf lächen, 

Erhalt  bzw.  Aufwer tung von Gehölzstrukturen, Eingrünung) s ind im s tädtebau lichen 

Konzept angelegt und werden durch geeignete Ausgleichsmaßnahmen nach der Hes-

s ischen Kompensat ionsverordnung ergänzt.  

5.1 Artenschutz  

Die ar tenschutzrechtl ichen Belange nach §§ 44 ff . BNatSchG werden im Rahmen spe -

ziel ler faun ist ischer und f loris t ischer Untersuchungen geprüft.  Ziel  is t  es,  das  Vorkom-

men besonders und s treng geschützter Ar ten zu erfassen, potenziel le Betroffenheiten 

zu bewerten und gegebenenfal ls  erforderl iche Vermeidungs -,  Schutz- oder CEF-Maß-

nahmen fest zu legen. Die Ergebnisse dieser Untersuchungen f l ießen in  den Umweltbe -

richt ein  und s ind bei der Ausgestaltung der Festsetzungen sowie im späteren Geneh-

migungsverfahren zu berücks ichtigen.  

Für Rept i l ien  erfo lgen  im Plangebiet  mehrere Begehungen mit  Sichtkontro l len zur Iden-

t i f iz ierung potenziel ler Habitate (z.  B.  s trukturreiche Säume,  Böschungen,  Lesestein-

haufen).  Auf  dieser Grundlage wird bewertet,  ob ar tenschutzrecht lich  relevante Rep-

t i l ienvorkommen betroffen sein  können und ob konkrete Vermeidungs - bzw. Schutz-

maßnahmen (z. B. zeitl iche Steuerung der Bauarbeiten,  Habitatopt imierung oder ge -

gebenenfalls Umsiedlungsmaßnahmen) erforderl ich sind.  

Für Amphibien  werden potenzielle Laich - und Landlebensräume im Umfeld des Plan-

gebiets  untersucht und im Rahmen mehrerer Begehungen kontro l l iert ; dabei werden 

auch mögliche Wanderbeziehungen zwischen Gewässern und Landlebensräumen ein-

bezogen.  Werden s treng oder besonders  geschützte Amphibienarten fes tgestel l t,  s ind 

temporäre Schutzmaßnahmen (z.  B.  baubegleitende Leiteinrichtungen,  Sperrzäune,  

Anpassung der Bauzeiten) zu prü fen, um Verbots tatbestände nach § 44 Abs. 1 

BNatSchG zu vermeiden.  
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Für Vögel  werden Brut - und Nutzungsräume im Plangebiet  und im direkten Umfeld 

erfasst,  insbesondere Gehölz - und Saumstrukturen sowie der Übergangsbereich zu 

den gesetzl ich geschützten Biotopen.  Auf Grundlage dieser Erhebungen s ind ggf.  

Maßnahmen zur Sichers tel lung des Vermeidungsgebots  (z. B.  Aussch luss  von Gehölz-

rodungen in  der Hauptbrutzeit,  Erhalt bzw. Neuanlage von Strukturelementen) fes tzu-

legen.  Soweit  For tpf lanzungs - oder Ruhestät ten s treng geschützter Arten betroffen 

wären,  s ind vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) zu konzipieren.  

Im Hinbl ick auf  Insekten  bestehen im Plangebiet  nach derzeit igem Kenntn iss tand keine 

herausragenden,  insektenökologisch besonders  bedeutsamen Habitate; Nutzungsop-

t ionen ergeben s ich vor al lem an den Gehölzs trukturen und Saumbereichen innerhalb 

des Plangebiets.  Bei der konkreten Ausgestaltung der Eingrünung und der Pf lege der 

Randbereiche ist  auf  insektenfreundliche Strukturen (z. B. blütenreiche Saumgesel l-

schaften,  heimische Gehölze,  extens iv  gepf legte Wiesen) zu achten,  um potenziel le 

Beeinträcht igungen zu  min imieren und zugleich Aufwertungen zu erreichen.  

Die absch ließende artenschutzrecht l iche Bewertung erfolgt  im Umweltbericht auf  Ba-

s is  der kar tier ten Vorkommen. Die Planung ist  so auszugestalten, dass  erhebl iche Be -

einträcht igungen im Sinne von § 44 Abs.  1 BNatSchG vermieden oder durch geeignete 

Maßnahmen ausgesch lossen werden;  soweit  erforderl ich,  s ind ergänzende Festset-

zungen bzw.  Hinweise im Bebauungsplan aufzunehmen.  

5.2  Gebietsschutz 

Das Plangebiet  l iegt außerhalb von förml ich geschützten Gebieten des europäischen 

oder nationalen Gebietsschutzes; Naturschutz - oder Landschaftsschutzgebiete wer-

den durch die Planung n icht direkt in Anspruch genommen. Südl ich des Plangebiets  

bef indet sich jedoch in  einer Entfernung von rund 350 Metern das FFH -Gebiet „Twiste 

mit  Wi lde,  Wat ter und Aar“, das  als Bestandtei l  des  Netzes  „Natura 2000“ besonderen 

Schutz gen ießt. Öst l ich grenzt der gesetzl ich geschützte Biotoptyp „Bach lauf im Kap-

pel-Grund“ in einem Abstand von etwa 40 Metern an; nördlich l iegt der gesetzlich  

geschützte Hecken -Streuobst-Komplex am „Gut Kappel“. 

Für das FFH-Gebiet is t im Rahmen des Umweltberichts  zu prüfen,  ob durch das Vor-

haben erhebl iche Beeinträcht igungen der maßgeblichen Erhaltungsziele oder des 

Schutzzwecks n icht ausgesch lossen werden können; in  diesem Fal l  wäre eine FFH -

Vorprüfung bzw.  gegebenenfalls  eine FFH -Ver trägl ichkeitsprüfung nach § 34 

BNatSchG durchzuführen.  Aufgrund der Entfernungsbeziehung,  der Bündelung der An-

lagen im bereits techn isch vorgeprägten Bereich und geeigneter wasserwirtschaftl i -

cher und immiss ionsschutzrecht licher Vorsor gemaßnahmen ist  nach derzeit iger Ein-

schätzung davon auszugehen, dass erhebl iche Beeinträcht igungen des FFH -Gebiets  

vermieden werden können.  

Die unmittelbar angrenzenden gesetzl ich geschützten Biotope (Bach lauf und Hecken -

/Streuobstkomplex) unterl iegen dem besonderen Biotopschutz nach § 30 BNatSchG 

in Verbindung mit  den einschlägigen Best immungen des Hessischen Naturschutzge -

set zes  (HeNatG).  Ihre Inanspruchnahme ist  ausgesch lossen;  Beeinträcht igungen wer-

den durch baubegleitende Schutzmaßnahmen (z.  B.  Bauzaun,  Puffers trei fen) und ein 

angepasstes Entwässerungsmanagement vermieden.  Die Eingri ffs regelung und die ar-

tenschutzrecht l iche Prüfung tragen d iesen Gebietsschutzbelangen Rechnung,  indem 

s ie s icherstel len,  dass  die Funkt ions fähigkeit  der geschützten Biotope und des FFH-
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Gebiets  n icht erhebl ich beeinträcht igt wird und verbleibende Wirkungen –  soweit  er-

forderl ich  –  kompens iert  werden.  

6 Fachgutachten und spezifische Auswirkungen  

6.1  Lärmschutz und schalltechnische Beurteilung  

Zur Beur tei lung der von der geplanten „Energie -/Speicherin frastruktur“ ausgehenden 

Geräusch immiss ionen wird eine schal l technische Untersuchung nach den Vorgaben 

der TA Lärm durchgeführ t.  Gegenstand der Untersuchung sind insbesondere die Ge -

räuschemiss ionen der Bat teriecontainer,  der Wechselr ichter- und Transformators tat i -

onen, der Lüfter- und Kühlsysteme sowie betriebsbedingter Verkehr,  sowohl im Regel-

betrieb als auch in betriebl ichen Sonders ituat ionen (z.  B.  An - und Abfahr ten für War-

tung und Austausch größerer Komponenten).  Maßgebl iche Immiss ionsorte s ind rele -

vante Wohnnutzungen im weiteren Umfeld.  Dabei wird das „Gut Kappel“ n icht als  Woh-

nor t  angenommen,  da hier eine künft ige Wohnnutzung ausgesch lossen wird,  das  Ku l-

turdenkmal jedoch im Rahmen einer St i ftung weiter erhalten bleibt.  

Auf Bas is  der schal ltechn ischen Prognose werden die zu erwar tenden Beur tei lungs-

pegel an den maßgebl ichen Immiss ionsor ten ermittelt  und mit  den einsch lägigen R icht-

wer ten der TA Lärm für Dorf -, Misch- bzw. Außenbereichs lagen abgegl ichen.  H ieraus 

können s ich ggf.  Anforderungen an die Anordnung lärmemit t ierender An lagentei le 

oder weitere Lärm reduzierende Maßnahmen (z.B.  Lärmschutzwälle oder Pf lanzungen) 

geben.  Die Ergebnisse der schal ltechn ischen Untersuchung s ind in der weiteren Pla -

nungsver tiefung und in  den nachfo lgenden bauordnungsrecht l ichen Genehmigungs-

verfahren zu berücks icht igen.  

6.2  Heilquellenschutz, Wasserwir tschaft und Entwässerung  

Das Plangebiet  liegt innerhalb des fes tgesetzten Hei lquel lenschutzgebiets  im Bereich 

der quant i tat iven Schutzzone D und der qual i tat iven Schutzzone IV.  Die Schutzbest im-

mungen der einsch lägigen Hei lquellenschutzgebietsverordnung zielen darauf  ab,  die 

Ergiebigkeit und Qual i tät  der Hei lquel len dauerhaft zu s ichern und insbesondere Be -

einträcht igungen der Grundwasserneubi ldung sowie sto ff l iche Einträge in  den Grund - 

und Quel lwasserleiter zu  verh indern.  Vor diesem Hintergrund s ind die Festset zungen 

des Bebauungsp lans zur Ar t und zum Maß der bau l ichen Nutzung, zur Versiegelung,  

zur Entwässerung und zum Umgang mit wassergefährdenden Stof fen so auszugestal-

ten,  dass  die Schutzziele des Hei lquel lenschutzgebiets gewahr t  bleiben.  

Die Entwässerung der Betriebs - und Verkehrs f lächen ist  so zu konzipieren,  dass  un-

belastetes  N iedersch lagswasser vorrangig ortsnah vers icker t  oder gedrosselt  abge -

leitet  werden kann, ohne die Grundwasserneubildung nachtei l ig zu beeinf lussen.  Für 

Bereiche,  in  denen im Störfal l  mit  verunrein igtem Wasser (z.  B.  Havarielöschwasser, 

austretende Betriebsstoffe) zu  rechnen is t, sind dichte Flächen und geeignete Rück-

haltesysteme (z.  B. Auf fangwannen, Rückhaltemulden, Löschwasserrückhaltung) vor-

zusehen,  um Einträge in  Boden und Grundwasser zu verh indern.   

Anlagen zum Umgang mit  wassergefährdenden Stoffen (z. B.  Transformatoren mit  Tra-

foö len,  Bat teriemodule mit  wassergefährdenden Inhaltss tof fen) s ind entsprechend den 

Vorgaben des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) und der Verordnung über An lagen zum 

Umgang mit  wassergefährdenden Stof fen (AwSV) auszuführen. Hierzu gehören insbe -
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sondere geeignete Auffangräume,  dicht ausgeführ te Aufs tel l f lächen,  Leckageüberwa-

chung und die Trennung von unbelastetem Niederschlagswasser und potenziel l  belas-

tetem Wasser. Die bau leitplanerischen Festset zungen tragen dem Hei lquel lenschutz 

dadurch Rechnung,  dass  die höchstzu lässige Vers iegelung begrenzt,  r is ikobehaftete 

Nutzungen ausgesch lossen oder techn isch ges icher t und die Einhaltung der einsch lä-

gigen wasserrecht l ichen Anforderungen den nachfo lgenden Genehmigungsverfahren 

verbindl ich vorgegeben werden.  

6.3  Artenschutzrechtl iche Untersuchungen und f loristische Kartierun-

gen 

Zur Beur teilung der ar tenschutzrecht l ichen Auswirkungen der Planung werden faun is-

t ische Gutachten (u. a. Rept i l ien,  Amphibien,  Brutvögel,  Säuget iere  (inkl.  Fleder-

mäuse)) sowie f loris t ische Kar t ierungen im Plangebiet  und seinem relevanten Umfeld 

durchgeführ t.  D ie Erhebungen dienen dazu,  das  Vorkommen besonders  und s treng 

geschützter Ar ten nach §§ 7 Abs.  2 Nr.  13 und 14 sowie 44 BNatSchG zu erfassen,  

deren Lebensstätten un d funktionale Lebensräume zu ident i fiz ieren und auf dieser 

Grundlage eine Bewertung der ar tenschutzrecht l ichen Verbotstatbestände vorzuneh-

men.  

Die f lorist ischen Kar tierungen erfassen die Ausprägung und Wert igkeit  der Vegetati -

onsbestände im Plangebiet,  insbesondere der Grün landf lächen,  Saumstrukturen und 

Gehölzbestände. Die faun is t ischen Untersuchungen berücksichtigen je nach Ar ten-

gruppe artspezif ische Erfassungsmethoden und -zeiträume (z.  B.  Sichtbegehungen für 

Rept il ien, Ruf - und Sichtbeobachtungen für Brutvögel,  Fledermauskar tierungen, 

Laichgewässerkontro l len und Nachtbegehungen).  Auf  Bas is  der erhobenen Daten wird 

geprüft,  ob durch die Planung For tpf lanzungs - oder Ruhestätten geschützter Arten 

zerstör t  oder erheblich beeinträcht igt würden oder ob das Tötungs - bzw.  Störungsver-

bot nach § 44 Abs.  1 BNatSchG berühr t  sein  könnte.  

Soweit  erforderl ich,  werden auf  Grundlage der Gutachten Vermeidungs -,  Schutz- und 

ggf.  vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF -Maßnahmen) konzipier t,  um die Einhal-

tung der ar tenschutzrechtl ichen Verbote s icherzustel len.  H ierzu können u.  a.  zeit l iche 

Beschränkungen von Bauarbeiten (Schonzeiten),  der Erhalt  und die Aufwertung be -

s t immter Strukturen,  die An lage von Ersatzhabitaten oder die Durchführung von Um-

s iedlungsmaßnahmen gehören.  Die Ergebnisse der Gutachten und die hieraus abge -

leiteten Maßnahmen werden im U mweltbericht dokument iert  und s ind bei der Ausge -

s taltung des Bebauungsplans sowie in  den nachfo lgenden fachrecht l ichen Genehmi-

gungsverfahren zu berücks icht igen.  

7 Sonstige Belange  

7.1  Klimaschutzklausel 

Der Bebauungsplan trägt den Vorgaben des § 1 Abs.  5 Satz 2 und § 1a Abs.  5 BauGB 

Rechnung, wonach Bauleitpläne insbesondere den Kl imaschutz und die Kl imaanpas-

sung fördern so l len. Die Festset zung eines  Sondergebiets  „Energie -/Speicherin fra -

s truktur" im unmit telbaren Umfeld des bestehenden und in Erweiterung bef indl ichen 

Umspannwerks  dient der Integrat ion erneuerbarer Energien in  das  Stromsystem und 
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leistet  damit einen unmittelbaren Beitrag zur Minderung von Treibhausgasemiss ionen 

durch eine verbesser te Nutzung f luktuierender Erzeugung aus Wind - und Solarenergie.  

Großbatteriespeicher ermögl ichen die zeit l iche Entkopplung von Stromerzeugung und 

-verbrauch.  Dadurch wird die Abregelung erneuerbarer Erzeugungsan lagen (Einspei -

semanagement) verminder t,  der Bedarf  an foss i len Reservekapazitäten (Gas - und 

Koh lekraftwerke) für die Res idual lastdeckung reduzier t  und die systembedingte Erzeu-

gung von Treibhausgasemiss ionen im Stromsektor gesenkt.  § 11c EnWG unters treicht 

das  überragende öffent l iche Interesse an der Errichtung und dem Betrieb von Strom-

speicheran lagen;  dieses Inte resse ist  als  kl imapol it isch mot iv ier ter Belang in  der bau-

leitplanerischen Abwägung mit  besonderem Gewicht zu  berücks icht igen.  

Die unmittelbare Lage am Netzknotenpunkt des  Höchst - und Hochspannungsnetzes 

ermögl icht eine besonders  ef f iz iente Klimaschutzwirkung der geplanten „Energie -

/Speicherinfrastruktur".  Im Gegensatz zu net ztopologisch peripher angebundenen 

Speicherstandor ten kann ein  unmittelbar am Umspannwerk errichteter Großspeicher 

net zengpassmindernde Systemdienstleis tungen erbringen, die andernfal ls  durch fos-

s i le Redispatch -Maßnahmen mit erheblichem CO₂ -Ausstoß kompens ier t werden müss-

ten.  Der Netzentwicklungsplan Strom 2037/2045 plant Großbatteriespeicher als  ei -

genständiges Flex ibil i täts instrument ein,  um genau diese Funktion im Über tragungs-

netz zu erfü llen. Im Tei lregionalplan Energie Nordhessen s ind 169 Windvorranggebiete 

mit  rund 16.700 Hektar Fläche ausgewiesen;  die im P langebiet vorgesehene „Energie -

/Speicherinfrastruktur" erhöht die Aufnahmefähigkeit  des  Netzes  für die in  diesen Ge -

bieten erzeugte Windenergie und trägt damit  zur Erreichung der regionalen Kl ima-

schutzziele bei.  

Neben dem verfahrensgegenständl ichen Standor t  ist  im Stadtgebiet Bad Arolsen ein  

weiterer Standor t  für eine Batteriespeicheran lage im Gewerbegebiet  Mengeringhau-

sen bau leitplanerisch ges icher t.  Die kumulative Kl imaschutzwirkung beider Standor te 

übersteigt  die Wirkung jedes einzelnen Speichers,  da an zwei versch iedenen Netzkno-

ten untersch iedl icher Spannungsebenen komplementäre Systemdienst leis tungen (Fre -

quenzregelung,  Engpassmanagement,  Redispatch-Vermeidung) erbracht werden kön-

nen.  Die Stadt Bad Arolsen leis tet  mit der planerischen Sicherung beider Standorte 

einen dem immensen bundesweiten Speicherbedarf  angemessenen Beitrag zur kom-

munalen Umsetzung der K limaneutral i tätsziele.  

Der Bebauungsplan berücksicht igt  Belange der K l imaanpassung durch fo lgende Maß-

gaben:  

•  Die überbaubare Grundstücks f läche wird durch eine GRZ von 0, 6 begrenzt; 

wodurch ein  Tei l  des  Plangebiets unversiegelt  verbleibt und weiterhin für Ver-

dunstung,  Vers ickerung und kleinkl imatische Funkt ionen zur Verfügung  s teht . 

•  Für in terne Ersch l ießungsf lächen werden vorrangig wasserdurch läss ige Beläge 

(Schot ter, Rasengit ter) vorgesehen,  um die Vers ickerung zu erhalten und die 

Aufheizung von Oberf lächen zu begrenzen.  

•  Die vorgesehene Eingrünung mit  s tandor tgerechten Gehölz - und Saumstruktu-

ren unters tüt zt  die lokale Kalt lu ftbi ldung und die thermische Puf ferung in den 

Randbereichen.  
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•  Die Lage im Außenbereich abseits  kl imat ischer Wirkungsräume (keine Funkt ion 

als Kaltlu ft transpor tbahn, keine stadtkl imat ische Ausgleichs f läche) begrenzt die 

kl imaanpassungsbezogenen Auswirkungen der Planung auf  ein geringes Maß.  

Insgesamt dient der Bebauungsplan in  seiner Gesamtkonzept ion vorrangig dem Kl ima-

schutz (Förderung erneuerbarer Energien, Vermeidung foss iler Reservekapazitäten, 

Minderung von Redispatch -Emiss ionen) und s teht auch mit  den Anforderungen der 

K l imaanpassung im Einklang.  Die Stadt Bad Aro lsen nutzt  die Mögl ichkeiten der Bau-

leitplanung, um an den im Stadtgebiet vorhandenen Netzknoten einen bedarfsgerech-

ten Beitrag zur Erreichung der bundes -, landes- und kommunalpol i t ischen Kl ima-

schutzziele zu leisten.   

7.2  Umwidmungssperrklausel 

Mit der Festset zung des Sondergebiets  „Energie -/Speicherinfrastruktur"  werden bis -

lang landwirtschaftl ich  genutzte Flächen in  Anspruch genommen und dauerhaft einer 

n icht landwir tschaft l ichen Nutzung zugeführ t .  D ies  berühr t  die in § 1a Abs.  2 Satz 4 

BauGB sowie in  § 1 Abs.  6 Nr.  7 und Nr.  8 BauGB und in  den Zielen der Raumordnung 

verankerten Belange der Landwir tschaft , insbesondere den Schutz leis tungsfäh iger 

Böden und die Sicherung der landwirtschaft l ichen Produktionsgrundlagen.  

Die Inanspruchnahme is t  durch die besondere Lagegunst und Standor tgebundenheit  

planerisch gerechtfert igt : Batteriespeicher der h ier vorgesehenen Größenordnung 

s ind aus net ztechn ischen Gründen unmittelbar auf  die Nähe zu Umspannwerken und 

Netzknoten hoher Spannungsebenen angewiesen.  Das Plangebiet grenzt direkt an das 

bestehende und in  Erweiterung bef indl iche Umspannwerk an und s tell t im räumlichen 

Umfeld dieses Umspannwerks die einzige zusammenhängende Fläche dar,  die einen 

unmittelbaren Netzansch luss  ohne zusätzl iche,  raumbedeutsame Leitungs infrastruktur 

erlaubt.  West lich  wird der Bereich durch die Bundesstraße mit  Anbauverbotszone be -

grenzt,  südwest l ich  sch l ießen Waldf lächen an, nördl ich l iegen das Ku lturdenkmal „Gut 

Kappel“ und gesetzl ich  geschützte Biotopstrukturen,  sodass im unmittelbaren Umfeld 

dieses Umspannwerks keine gleich geeigneten Alternat ivs tandorte zur Verfügung ste -

hen.  

Neben dem verfahrensgegenständlichen Standor t wird im Stadtgebiet Bad Aro lsen ein 

weiterer Standor t  für eine Batteriespeicheran lage bauleitplanerisch vorbereitet.  Im 

Gewerbegebiet  Mengeringhausen bef indet s ich ein  weiteres  Umspannwerk,  für dessen 

Umfeld ebenfal ls  eine speicherbezogene Nutzung planungsrecht l ich  ges icher t werden 

so l l.  D ie Inanspruchnahme beider Standor te is t  n icht Ausdruck einer feh lenden Alter-

nat ivenprüfung,  sondern fo lgt  aus  dem immensen energiewir tschaft l ichen Bedarf  an 

Speicherkapazitäten : Der Netzentwicklungsplan Strom 2037/2045 plant Großbatterie -

speicher als  eigenständiges Flex ibil i täts instrument mit  erhebl ichen Leistungen ein,  um 

Netzengpässe zu reduzieren und die Systemstabil i tät  bei steigendem Antei l  f luktu ie -

render erneuerbarer Energien zu s ichern.  Die Stromspeicher-Strategie des BMWK hebt 

hervor,  dass  der bundesweite Speicherbedarf bis 2030 auf  mindestens 28 GW anstei -

gen wird; bis 2045 werden Speicherkapazitäten von deut l ich über 100 GW als erfor-

derl ich  angesehen.  § 11c EnWG unters tre icht,  dass  Errichtung und Betrieb von An la-

gen zur Speicherung elektrischer Energie im überragenden öffent l ichen In teresse l ie -

gen.  
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Vor diesem Hintergrund stel lt  die Inanspruchnahme von zwei Standor ten im Stadtge -

biet  eine bedarfsgerechte und standor tbezogene Flächenvorsorge dar:  Beide Um-

spannwerke bieten jewei ls  eigenständige Netzansch lusspunkte untersch iedl icher 

Spannungsebenen und Netzverknüpfungsfunkt ionen,  die eine komplementäre Nutzung 

für netzstüt zende Speicherfunkt ionen ermögl ichen.  Die Ausweisung zweier Sonderge -

biete für „Energie -/Speicherinfrastruktur"  an den beiden einzigen im Stadtgebiet  vor-

handenen Netzknoten hoher Spannungs ebenen entspricht dem energiewir tschaft li -

chen Grundsatz, verfügbare Netzansch lusskapazitäten eff iz ient zu nut zen und Spei -

chers tandor te dor t  zu bündeln,  wo die netztechn ische In frastruktur dies  ohne zusätz-

l ichen überör t lichen Leitungsausbau erlaubt.  

Auch unter Berücks icht igung der kumulat iven Wirkung beider Standor te bleibt  der Ge -

samtumfang der für die „Energie -/Speicherin frastruktur"  im Stadtgebiet  in  Anspruch 

genommenen landwir tschaft l ichen Flächen deutl ich  unter 0,5 Prozent der Stadtf läche 

und damit  in  einem Größenbereich, der die gesamtkommunale Agrars truktur n icht we -

sent l ich  beeinträchtigt.  

Eigentümerin  der h ier betrof fenen Fläche ist  die Stadt Bad Aro lsen.  Mit  dem betroffe -

nen landwir tschaft l ichen Pächter steht die Stadt im Austausch, ein  gemeinsames Kon-

zept zur Weiterführung des Betriebs wird erarbeitet.  

Energiewir tschaft l ich  bewirken die Batteriegroßspeicher an beiden Standor ten,  dass  

die erzeugte Energie aus  erneuerbaren Quellen ef fiz ienter genutzt  und zeitl ich besser 

ver tei l t werden kann. Dadurch kann perspekt iv isch ein geringerer zusätzl icher Flä -

chenbedarf  für Erzeugungsanlagen notwendig werden,  als  dies  bei einem ungepuffer-

ten Ausbau erneuerbarer Energien der Fal l  wäre.  Die Inanspruchnahme der h ier be -

trof fenen,  zwar überwiegend guten,  aber n icht f lächenbest immenden landwirtschaft l i -

chen Standor te wird somit  in  ein  Gesamtkonzept eingebettet,  das  langfris t ig einen 

schonenderen Umgang mit der Ressource Fläche ermögl icht.  

Darüber h inaus bleiben die er tragreichen landwir tschaftl ichen Flächen in weiten Tei len 

von einer Bebauung verschont,  sodass den Belangen der Landwir tschaft  Rechnung 

getragen wird.  

In  der Abwägung überwiegt daher das durch Bundes - und Landesrecht gestärkte ö f-

fent l iche In teresse an der Schaffung s tandor tgebundener Energiewende -Infrastruktur-

s tandorte die nachtei l igen Fo lgen der Umwidmung für die landwir tschaft l iche Nutzung,  

zumal durch  die Bereits tel lung von Ausgleichsf lächen,  die räumliche Begrenzung des 

Eingrif fs  und die Bündelung an net ztechn isch opt imalen Standor ten die Belange der 

Landwir tschaft in  einem tragfäh igen Ausgleich gewahr t werden.  

7.3  Bodenschutzklausel 

Der Bebauungsplan trägt den Zielen des Bodenschutzes  nach § 1a Abs.  2 BauGB und 

den bodenschutzrecht l ichen Vorgaben des Bundes -Bodenschutzgesetzes  

(BBodSchG) Rechnung.  Boden ist  als n icht vermehrbare Ressource mit zentraler Be -

deutung für die natürl ichen Kreisläufe,  die landwirtschaft l iche Produkt ion,  den Was-

serhaushalt  und den Kl imaschutz zu behandeln; Eingri ffe in  seine Funkt ionen s ind auf 

das  notwendige Maß zu beschränken und,  soweit  unvermeidbar,  fachgerecht zu  kom-

pens ieren.  
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Das Plangebiet  umfasst das Flurstück 17/2 der Flur 38,  Gemarkung Mengeringhausen. 

Im Norden und Süden des Plangebiets  werden die Flächen ökologisch, ackerbau l ich 

bewir tschaftet;  im zentralen Bereich befindet s ich eine Frischwiese mäßiger Nutzungs-

intensität  /  extens iv genutzte Mähwiese mit  einzelnen Gehölz - und Saumstrukturen 

ent lang der Nutzungsgrenzen. Die Bodenverhältn isse s ind heterogen und weisen eine 

tei lweise höherwer tige bodenfunkt ionale Bewer tung auf;  im nordöst l ichen Bereich be -

s teht ein  höheres  Er t ragspotenzial.  Die Erosionsgefährdung ist  aufgrund der beweg-

ten, jedoch moderat einzustu fenden Topograph ie und der vorherrschenden Bodenar-

ten punktuel l  als  hoch bis  extrem hoch eingestu ft .  

Das Plangebiet  l iegt innerhalb des fes tgesetzten Hei lquel lenschutzgebiets  (quant i ta -

t ive Schutzzone D,  qual i tat ive Schutzzone IV).  D ieser Umstand verleiht  dem Schutz 

der Durch läss igkeit  und Fi lterfunktion des Bodens eine über die al lgemeine Boden-

schutzklausel h inausgehende Bedeutung, da die Grundwasserneubi ldung und die 

Schadstof ff reiheit  des  Sickerwassers  unmittelbar den Schutzzweck des Hei lquel len-

schutzgebiets  berühren.  

Vor dem Hintergrund dieser besonderen Standor tbedingungen werden im Bebauungs-

plan fo lgende bodenschutzbezogene Maßgaben veranker t:  

•  Begrenzung der Vers iegelung:  Die überbaubare Grundstücksf läche wird durch 

eine GRZ von 0,6 begrenzt.  Die tatsäch l iche Vol lvers iegelung wird durch die 

punktuel le bzw.  s treifenförmige Gründung der Bat teriecontainer und Transfor-

matoren (Betonfundamente) auf  einen Antei l  deut lich  unterhalb der GRZ be -

schränkt , so dass die der Bi lanzierung zugrunde gelegte zu läss ige Höchstver-

s iegelung in  der Ausführung vorauss icht l ich unterschrit ten wird ;  Schot ter- oder 

Rasengit terf lächen im Containerbereich und auf in ternen Wege n bewirken nur 

eine Tei lvers iegelung,  sodass die natürl ichen Bodenfunkt ionen (Fi lter -,  Puffer-,  
Speicher- und Lebensraumfunkt ion) auf  einem erhebl ichen Flächenantei l  erhal-

ten bleiben.  

•  Wasserdurch läss ige Oberf lächenmaterial ien:  Für in terne Ersch l ießungsf lächen 

werden vorrangig wasserdurch lässige Beläge vorgesehen (Schot ter,  Rasengit-

ter,  geschotterte Betriebswege),  um die Vers ickerung zu erhalten,  die Grund-

wasserneubi ldungsrate zu stützen  und die Anforderungen des Hei lquellen-

schutzgebiets  zu wahren.  

•  Bodenmanagementkonzept:  Die Bauausführung hat auf  Grundlage eines  Boden-

managementkonzepts  zu erfolgen.  Ober- und Unterboden s ind getrennt zu  ge -

winnen, fachgerecht zwischenzu lagern (insbesondere Vermeidung von Verdich-
tung und Vernässung des Bodenlagers) und mögl ichst ortsnah wieder einzu-

bauen.  Eros ionsgefährdete Bereiche –  insbesondere im Übergang zur angren-

zenden Ackerf läche und im Bereich der bewegten Topograph ie – s ind während 

der Bauphase besonders  zu s ichern.  

•  Bodenkundl iche Baubegleitung:  Die Baumaßnahmen werden durch eine boden-

kundliche Baubegleitung überwacht.  Diese s tel l t sicher,  dass  die Vorgaben des 

Bodenmanagementkonzepts  eingehalten,  unnöt ige Verdichtungen vermieden 

und die Bodenfunktionen auf  den n icht überbauten Flächenantei len erhalten 

werden.  

•  Konzentrat ion der Eingrif fsf läche:  Das städtebau l iche Konzept s ieht die Bünde -

lung der bau l ichen An lagen in einem kompakten Tei lbereich im unmittelbaren 

Umfeld des bereits durch das Umspannwerk und die Freilei tungen techn isch 

vorgeprägten Raums vor.  Die Ran dbereiche des Plangebiets  verbleiben als  un-

vers iegelte Flächen (Grünf lächen, Pf lanz - und Eingrünungsstreifen,  Feuerweh-
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raufs tel l f lächen mit  wasserdurch läss igem Aufbau).  Dadurch wird der Eingri ff  in 

die Bodenfunktionen räumlich begrenzt und der Ansch luss  an die umgebenden 

landwirtschaft l ichen Flächen und Biotopstrukturen gewahrt.  

Da das Plangebiet  in der quant i tat iven Schutzzone D und der qual i tat iven Schutzzone 

IV des Hei lquel lenschutzgebiets  liegt,  werden die bodenschutzbezogenen Maßgaben 

um fo lgende heilquel lenschutzspezi fische Anforderungen ergänzt:  

•  Die Vers iegelung darf  n icht zu  einer erhebl ichen Veränderung der Grundwas-

serneubildungsrate führen;  die Begrenzung auf  eine GRZ von 0, 6 in  Verbindung 

mit  dem hohen Antei l  tei lvers iegelter oder durch läss iger Flächen s tel l t  dies  s i -

cher.  

•  Transformators tandorte und sonst ige An lagen zum Umgang mit wassergefähr-

denden Stoffen s ind mit  Auffangwannen und Rückhaltemulden zu versehen,  um 

Schadstof fein träge in  den Boden und das Grundwasser auch im Havariefal l  aus-

zusch ließen.  

Der durch die Planung ausgelöste Eingri ff  in  das  Schutzgut Boden wird zusätzl ich  zur 

al lgemeinen Biotopwertbi lanz in  einer gesonderten bodenschutzbezogenen Bewer tung 

in  An lehnung an die Arbeitsh i lfe „Bodenschutz in  der Bau leitplanung"  ermittelt .  Das 

h ieraus resu lt ierende Bodenfunkt ionsdef izi t  is t  durch geeignete Kompensationsmaß-

nahmen auszugleichen. 

7.4  Interkommunale Abstimmung (§2 Abs. 2 BauGB)  

Nach § 2 Abs. 2 Satz 1 BauGB s ind die Bau leitpläne benachbar ter Gemeinden aufei -

nander abzust immen. Ein quali f iz ier ter Abst immungsbedarf besteht, wenn von einer 

Planung unmittelbare Auswirkungen gewicht iger Art  auf  die städtebau l iche Ordnung 

und Entwicklung der Nachbargemeinde ausgehen können. Unmit telbar südöst l ich  des 

Geltungsbereichs, jenseits  der Gemarkungsgrenze zwischen Mengeringhausen (Stadt 

Bad Arolsen) und El leringhausen (Gemeinde Twis tetal),  bereitet  die Gemeinde Twis te -

tal  mit  dem Bebauungsplan Nr.  15 „Bat teriespeicher Kappelhecke El leringhausen"  

gleichfal ls  die Errichtung eines  Bat teriegroßspeichers  am Netzverknüpfungspunkt des 

Umspannwerks  Twistetal  vor.  Beide Vorhaben s ind demselben Umspannwerk zugeord-

net;  die den h ier gegenständl ichen Entwicklungsabsichten zugeordnete Ansch luss-

schalt f läche is t von der dem Twistetaler Vorhaben zugeordneten zweiten Schaltf läche 

zu unterscheiden. Die Stadt Bad Aro lsen s t immt ihre Planung mit der Gemeinde Twis-

tetal  im Zuge der Bau leitplan ab.  Beide Gemeinden verfo lgen das übereinst immende 

Ziel,  die Speichernutzung räumlich auf das Umfeld des bestehenden Netzknotens zu 

konzentrieren und eine Ausdehnung in  den freien Landschaftsraum zu vermeiden.  Ge -

genläuf ige s tädtebau l iche Belange der Nachbargemeinde,  die der vorl iegen den Pla -

nung entgegenstünden,  s ind n icht erkennbar;  insbesondere wird die Entwicklung des 

Twistetaler Vorhabens durch die vorliegende Planung weder verhindert  noch wesent-

l ich  erschwer t.  D ie mit der räumlichen Nachbarschaft beider Vorhaben verbundenen 

summierenden Wirkungen werden im fo lgenden Kapitel  betrachtet.  

7.5  Kumulative Wirkungen mit dem benachbarten Vorhaben  

Aufgrund der räumlichen Nähe beider Entwicklungsabsichten am Umspannwerk Twis-

tetal  werden die schutzgutbezogenen Wirkungen n icht nur iso l ier t , sondern auch in 

ihrem Zusammenwirken betrachtet.  
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Landschaftsbi ld:  Beide Vorhaben l iegen im selben,  bereits  durch Umspannwerk und 

Hochspannungsfrei lei tungen techn isch vorgeprägten Landschaftsraum. Aus den maß-

gebl ichen Bl ickbeziehungen können s ie als  zusammenhängende techn ische Nutzung 

in  Erscheinung treten.  Dem trägt die Stadt durch die Begrenzung der Bauhöhen  sowie 

durch eine an der Gemarkungsgrenze for tgeführ te Eingrünung Rechnung,  sodass die 

summierende Fernwirkung auf  das  für eine derar t ige Infrastruktur unvermeidbare Maß 

beschränkt bleibt.   

Gebietsschutz (FFH):  Beide Vorhaben l iegen im Einzugsbereich des FFH -Gebiets  

„Twiste mit  Wi lde,  Wat ter und Aar"  (Nr.  4620 -304).  Die FFH-Vorprüfung nach § 34 Abs. 

1 BNatSchG wird das h ier gegenständl iche Vorhaben im Zusammenwirken mit  dem 

benachbarten Vorhaben der Gemeinde Twistetal  berücks ichtigen.  Maßgebl icher Wirk-

pfad is t der Wasserhaushalt; erhebl iche Beeinträcht igungen der Erhaltungsziele s ind 

auch in der Zusammenschau bei Einhaltung der vorgesehenen wasserwir tschaft l ichen 

Vermeidungsmaßnahmen nach derzeit igem Kenntn iss tand n icht zu erwar ten.  Das Er-

gebnis  is t im Umweltbericht zu dokument ieren.   

Heilquel lenschutz und Wasserhaushalt:  Beide Vorhaben l iegen im Hei lquel lenschutz-

gebiet  „Sch lossbrunnen"  (quant i tat ive Schutzzone D, qual itat ive Schutzzone IV).  Die 

summierende Vers iegelung beider Standor te is t im Hinbl ick auf  die Grundwasserneu-

bi ldung zu betrachten. Durch die Begrenzung der Versiegelung,  die vorrangige or ts-

nahe Vers ickerung und die Rückhaltevorkehrungen für wassergefährdende Stoffe wird 

s ichergestel l t,  dass  auch in  der Summe keine erhebl iche Beeinträcht igung der Schutz-

z iele des Hei lquellenschutzgebiets ein tr it t.   

Verkehr und Brandschutz: Bau - und Wartungsverkehr beider Vorhaben nutzen das 

übergeordnete Straßennetz im Umfeld des Umspannwerks.  Ein  dauerhaft  erhöhtes  Ver-

kehrsaufkommen is t aufgrund des überwiegend automatisier ten Betriebs  auch in der 

Summe n icht zu  erwarten.  Die Belange des abwehrenden Brandschutzes  werden für 

beide Vorhaben jeweils eigenständig in  den nachfo lgenden Genehmigungsverfahren 

s ichergestel l t.   

Im Ergebnis  verbleiben auch unter Berücks ichtigung des Zusammenwirkens beider 

Vorhaben keine erhebl ichen,  durch Vermeidung, Minderung und Kompensat ion n icht 

zu  bewält igenden Beeinträcht igungen.  

7.6  Flächenbilanz  

 Vorher  

F läche in  m² 

Nachher 

F läche in  m² 

F läche für die Land- oder Fors t-

wirtschaft 

192.165 36.574 

Gebüsche,  Hecken 4.490 0 

Verkehrs f läche /  Wirtschaftsweg 2.177 1.836 

Sondergebiets f läche 0  134.374 

davon Gebüsche Hecken 0 3.943 

F läche für Ver- und  

Entsorgungsan lagen 

 

0 

 

22.105 
   

Summe 198.832 198.832 

Tabe l le 9:  Flächenb ilanz  
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8 Zusammenfassende städtebauliche Bewertung  

Der Bebauungsplan Nr.  40 „Sechzehn Morgen –  Batteriespeicher"  in der Gemarkung 

Mengeringhausen  erweis t  s ich nach aktuel lem Stand und der Gesamtwürdigung der 

bisher vorl iegenden berühr ten öf fent l ichen und privaten Belange als s tädtebau l ich ge -

rechtfer t igt  und abwägungsgerecht.  Er is t  im Sinne des § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB für 

die s tädtebau l iche Entwick lung und Ordnung erforderl ich,  wei l  mit der Festset zung 

eines  Sonst igen Sondergebiets mit  der Zweckbest immung „Energie -/Speicherin fra -

s truktur" ein eigenständiges s tädtebau liches Konzept umgesetzt wird, das  die räumlich 

gebotene Bündelung einer s tandor tgebundenen speicherbezogenen Nutzung im un-

mittelbaren Zusammenhang mit  dem bestehenden und zu erweiternden Umspannwerk 

planungsrecht l ich  s icher t.  D ie Festset zungen zu r Ar t und zum Maß der bau l ichen Nut-

zung, zur Bauweise,  zur Höhe bau l icher An lagen, zur Ersch l ießung sowie zu Vermei -

dungs-,  Minderungs - und Ausgleichsmaßnahmen verfo lgen jewei ls  einen erkennbaren 

s tädtebau l ichen Zweck und erschöpfen s ich nicht in  der bloßen  Setzung abstrakter 

Regelungen.  

Tragende städtebaul iche Rechtfer t igung ist  zum einen das gesetzl ich  hervorgehobene 

überragende öffentl iche In teresse an der Errichtung und dem Betrieb von Energiespei-

cheran lagen nach § 11c EnWG, das als  besonders  gewicht iges  Gemeinwohl interesse 

in die Abwägung einzustel len is t,  und zum anderen die Funkt ion des Bebauungsplans 

als Ins trument der gemeindl ichen Planungshoheit zur räumlichen Konzentrat ion und 

Steuerung von „Energie -/Speicherin frastruktur".  Durch die unmit telbare Lage am Netz-

knotenpunkt des  Höchs t- und Hochspannungsnetzes  wird ein  funktional gebundener 

Standor t genutzt, der sich wesent l ich von typischen Gewerbe - oder Industrief lächen 

unterscheidet und an dem Bat teriespeicher s tandor tbedingt einen besonderen Beitrag 

zur Integrat ion erneuerbarer Energien,  zur Reduzierung von Netzengpässen und zur 

Erbringung von Systemdienst leistungen leisten können.  Die Planung dient damit  zu-

gleich der Sicherung der Energieversorgung als  Bestandtei l  der Daseinsvorsorge so-

wie der Förderung von Kl imaschutz und Kl imaanp assung im Sinne des § 1 Abs.  5 und 

§ 1a Abs.  5 BauGB.  

In  der Abwägung nach § 1 Abs.  7 BauGB wurden al le erhebl ichen Belange ermittelt,  

bewertet und in  ein  ausgewogenes Verhältnis gesetzt.  Auf  der pos it iven Seite stehen 

insbesondere das überragende öffent liche In teresse an der Speicherinfrastruktur,  die 

Belange der Versorgungss icherheit  und Systemstabi l i tät,  die Unterstützung der ener-

gie - und kl imapol it ischen Ziele von Bund und Land sowie der Umstand,  dass  durch die 

Bündelung im Umfeld des Umspannwerks eine zusätzl iche Zersiedlung des Außenbe -

reichs  an anderer Stel le vermieden wird.  Demgegenüber stehen vor al lem der Verlus t 

landwirtschaft l icher Nutzf läche in  einem als  Vorranggebiet  für Landwir tschaft  darge -

s tel l ten Bereich des Regionalplans Nordhessen,  die Lage innerhalb des Hei lquel len-

schutzgebiets , die Eingrif fe in  Boden,  Natur und Landschaft , die Belange des Ar ten-

schutzes  und des Gebietsschutzes  (insbesondere h ins icht l ich des benachbarten 

FFH-Gebiets  und der gesetzl ich  geschützten Biotope),  die Belange des Immiss ions-

schutzes  sowie die Belange des Denkmal - und Ortsbi ldschutzes.  

Die Inanspruchnahme der landwir tschaft l ichen Fläche is t  räumlich eng begrenzt,  be -

ein trächt igt  die agrarstrukturel le Funkt ion des Vorranggebiets nur in  geringem Umfang 

und lässt die Bewir tschaftung im Übrigen unberührt;  s ie wird durch eine Zielabwei-

chung nach § 8 HLPG planungsrecht l ich abgesicher t.  D ie Lage im Hei lquel lenschutz-
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gebiet  wird durch Festset zungen zum Maß der bau l ichen Nutzung,  zur Begrenzung der 

Vers iegelung,  zur Gestaltung der Entwässerung und zum Umgang mit  wassergefähr-

denden Stoffen berücksicht igt;  ergänzende Anforderungen nach Fachrecht bleiben 

dem nachgelagerten  Genehmigungsverfahren vorbehalten. Die Eingrif fe in Boden, Na-

tur und Landschaft  werden durch die Konzentrat ion der bau l ichen An lagen,  f lächen-

sparende Anordnung,  wasserdurch läss ige Beläge,  Eingrünung sowie durch fachge -

recht bemessene Ausgleichsmaßnahmen na ch der Hess ischen Kompensat ionsverord-

nung und bodenschutzfach licher Bewer tung minimiert  und kompens ier t. Ar tenschutz - 

und Gebietsschutzbelange werden durch die laufenden faun is t ischen und f loris t ischen 

Untersuchungen, durch die Vermeidung erhebl icher Beein trächt igungen sowie gege-

benenfal ls  erforderl iche Schutz - und CEF-Maßnahmen ges icher t.  D ie Belange des Im-

missionsschutzes werden in der schall techn ischen Untersuchung konkret is iert ; erfor-

derl iche betriebl iche oder baul iche Auf lagen können h ierauf  aufbauend in  den Geneh-

migungsverfahren umgesetzt werden.  Hinsicht l ich  des Ku lturdenkmals  „Gut Kappel“ 

begrenzen die zurückhaltenden Bauhöhen,  die gestalterischen Vorgaben und die land-

schaft l iche Einbindung die Auswirkungen auf das Erscheinungsbild des Denkmals  auf  

ein  zumutbares  Maß.  

Insgesamt zeigt  s ich, dass der Plangeber die für und gegen die Planung sprechenden 

Belange vol ls tändig erfasst,  zutreffend gewichtet und in  einen tragfäh igen Ausgleich 

gebracht hat.  D ie für die Planung streitenden Gemeinwohlbelange – insbesondere das 

geset zl ich  hervorgehobene überragende öffent l iche Interesse an „Energie -/Speicher-

in frastruktur",  die Sicherung der Energieversorgung und die Umsetzung der K lima-

schutzziele –  überwiegen die verbleibenden, durch Vermeidung, Minderung und Kom-

pensat ion deut lich  reduzier ten Beeinträcht igungen.  Der Geltungsbereich is t  auf  das 

funkt ional notwendige Maß begrenzt und fo lgt  dem Grundsatz der Flächensparsamkeit;  

al ternative Standorte im unmittelbaren Umfeld des Umspannwerks  stehen n icht in  glei -

cher Weise zur Verfügung.  Die  Ausgestaltung als angebotschaffender Bebauungsplan 

wahr t  die Offenheit  gegenüber mehreren potenziel len  Vorhabenträgern und vermeidet 

eine unzu läss ige Vorprägung auf  ein  einzelnes  Projekt.  Der Bebauungsplan Mengerin-

ghausen Nr.  40 „Sechzehn Morgen –  Bat teriespeicher"  is t  damit s tädtebau l ich erfor-

derl ich,  verhältn ismäßig und geeignet,  die geordnete Entwicklung der „Energie -/Spei -

cherinfrastruktur" im Stadtgebiet Bad Arolsen rechtssicher zu steuern.  

9 Voraussichtliche Auswirkungen der Planung  

9.1  Soziale Auswirkungen 

Durch die Ausweisung des Sondergebiets  „Energie -/Speicherin frastruktur"  werden im 

unmittelbaren Umfeld des Plangebiets  keine Wohnbauf lächen in  Anspruch genommen 

und keine bestehenden Wohnnutzungen verdrängt.  Die nächstgelegene Wohnnutzung 

am „Gut Kappel“ wird aufgegeben und das Ku lturdenkmal in  eine St if tung überführ t ;  

innerhalb des Plangebiets  s ind keine baul ichen An lagen zum dauerhaften Aufenthalt  

von Personen vorgesehen.  Soziale Verdrängungs - oder Gentrif iz ierungseffekte s ind 

deshalb n icht zu  erwar ten.  Kurzfr ist ige Auswirkungen ergeben sich im Wesent lichen 

aus dem Bau- und An lieferverkehr während der Errichtungsphase, der zeit l ich be -

grenzt zu  einem erhöhten Verkehrsaufkommen auf  den angrenzenden Straßen führen 

kann.  Dies kann für Anwohnerinnen und Anwohne r des weiteren Umfelds  mit  vorüber-

gehenden Beeinträcht igungen in  Form von Lärm,  Staub und einer erhöhten Inan-
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spruchnahme des öffentl ichen Straßennetzes verbunden sein . Diese Effekte s ind auf-

grund der geringen Siedlungsdichte im Umfeld des Plangebiets sowie der Ersch l ießung 

über die Bundesstraße jedoch räumlich eng begrenzt und zeit l ich  klar befristet.  Nach 

Inbetriebnahme der An lage is t lediglich ein  geringes betriebsbedingtes Verkehrsauf-

kommen durch War tungs - und Kontro l l fahrten zu erwarten, das das bestehende Ver-

kehrsaufkommen nur unwesent l ich  e rhöht.  Mit telbar ergeben sich pos it ive soziale Ef-

fekte aus einer Stärkung der Versorgungss icherheit  und Netzstabi l ität,  die als  Be -

s tandtei l der Daseinsvorsorge auch den Einwohnerinnen und Einwohnern der Stadt 

Bad Aro lsen zugutekommt.  

9.2  Stadtplanerische Auswirkungen  

Stadtplanerisch führ t der Bebauungsplan zu einer punktuel len Inanspruchnahme von 

Außenbereichsf lächen für eine gesetzl ich hervorgehobene In frastrukturnutzung. Die 

s tädtebau l iche Leitentscheidung besteht darin , die „Energie -/Speicherin frastruktur “ 

im räumlichen Zusammenhang mit  dem bestehenden Umspannwerk zu konzentrieren 

und damit die Schn it ts tel le zwischen techn ischer Infrastruktur und Freiraum planerisch 

zu ordnen.  Hierdurch wird vermieden,  dass Batteriespeicheran lagen an ungeeigneten 

oder räuml ich vers treuten Standorten im Stadtgebiet  ents tehen und so eine Zers ied-

lung des Außenbereichs  befördern.  Die planungsrecht l iche Steuerung über ein  Sons-

t iges  Sondergebiet  ermöglicht eine klare Trennung zu sens iblen Nutzungen,  insbeson-

dere zu Wohnbereichen, Erho lungsräumen und landschaft l ich besonders  schutzwürdi -

gen Bereichen,  und schaff t  einen robusten Ordnungsrahmen für die Einbindung wei -

terer lei tungsgebundener Infrastrukturelemente.  Im vorbereitenden Bauleitplan wird 

diese Entwicklung durch eine entsprechende Sonde rbauf läche abges ichert, sodass 

eine kons istente s tädtebau l iche Entwicklung vom Flächennutzungsplan zum Bebau-

ungsplan gewährleistet  ist .  Im Zusammenspiel  mit  weiteren,  im Stadtgebiet  vorberei -

teten Standor ten für „Energie -/Speicherinfrastruktur“ entsteht eine gemeindeweite 

Steuerungskonzept ion,  die die Rol le Bad Aro lsens als Standor t  energiebezogener In f-

rastruktur stärkt,  ohne die räumliche Entwicklung bestehender Siedlungsbereiche zu 

beeinträchtigen.  Die Inanspruchnahme von Flächen im Vorranggeb iet Landwir tschaft 

wird s tadtplanerisch als ver tretbare Ausnahme bewer tet,  wei l  sie s ich auf  eine klar 

konturier te Tei l f läche beschränkt,  die agrars trukturel le Hauptfunkt ion des Vorrangge -

biets  im Übrigen unberühr t  bleibt  und dem Flächenverbrauch ein  erhebl icher Beitrag  

zur Umsetzung übergeordneter Energie - und Klimaschutzziele gegenübersteht.  D ie 

Grundsätze der Innenentwicklung und Flächensparsamkeit  werden gewahrt, da alter-

nat ive Innenentwicklungspotenziale für diese spezi fische,  net zgebundene Nutzung 

n icht zur Verfügung stehen und die Planung auf  die funkt ionsnotwendige Fläche be -

grenzt is t.  

9.3  Infrastrukturelle Auswirkungen  

9.3.1  Technische Infrastruktur  

Hins icht l ich  der techn ischen In frastruktur wirkt  die Planung unmit telbar auf  das  Ener-

gieversorgungssystem.  Die Errichtung der „Energie -/Speicherin frastruktur“ verbesser t 

die Aufnahmefäh igkeit  des  vorhandenen Netzknotens, erhöht die Flex ibil i tät  im Last - 

und Einspeisemanagement und s tärkt  damit  die Versorgungssicherheit  und Netzstabi -

l i tät  in der Region.  Zusätzl iche,  großräumige Leitungsin frastruktur is t  aufgrund der 
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unmittelbaren Nähe zum Umspannwerk n icht erforderl ich; die net ztechn ischen Aus-

wirkungen bleiben auf die Anpassung und Erweiterung der am Umspannwerk beste -

henden Schalt - und Transformat ionsan lagen beschränkt.  Auf  die Wasserver - und Ab-

wasserentsorgung hat die Planung keine Auswirkungen,  da es  s ich um eine weitgehend 

automatis ier t betriebene An lage mit  sehr geringem Personalaufkommen handelt.   

9.3.2  Soziale Infrastruktur 

Die soziale In frastruktur wird durch das Vorhaben n icht nennenswer t  berührt,  da keine 

Wohnbevölkerung neu anges iedelt oder wesentl ich verlager t wird und kein erhöhter 

Bedarf  an Einrichtungen wie Kinder tagesstätten,  Schu len oder Einrichtungen der Da-

seinsvorsorge ents teht.  

9.3.3  Verkehrl iche Infrastruktur  

Für die verkehrl iche Infrastruktur is t  während der Bauphase mit  einem vorübergehen-

den Anst ieg des Schwerverkehrs  durch An l ieferung der Speichermodule, Betriebsmit-

tel  und Baustoffe zu rechnen.  Dies  kann kurzzeitig zu  Mehrbelastungen auf  einzelnen 

Straßenabschnit ten zwischen übergeordnetem Straßennetz und Plangebiet  führen.  

Nach Absch luss  der Bauarbeiten reduzier t  s ich das Verkehrsaufkommen jedoch auf 

das  für Wartung,  Instandhaltung und Funkt ionskontrol len erforderl iche Maß,  das  s ich 

im Rahmen des bisherigen landwir tschaft lichen Verkehrs  bewegt oder diesen nur ge -

ringfügig überschreitet. Größere Ausbaumaßnahmen an öffentl ichen Straßen s ind 

n icht erforderl ich; etwaige baubedingte Schäden s ind im Rahmen der jewei l igen Ge -

nehmigungs- und Ver tragsverhältn isse zu reg eln.  In  der Gesamtbetrachtung führ t  die 

Planung damit  zu  einer moderaten,  zeit lich  befris teten Mehrbelastung in  der Bauphase 

und zu einer langfris t ig nur geringfügig erhöhten Inanspruchnahme der verkehrlichen 

In frastruktur.  

9.4  Umweltrelevante Auswirkungen  

Die umweltrelevanten Auswirkungen des Vorhabens ergeben s ich vor al lem aus der 

bau l ichen Inanspruchnahme bis lang landwir tschaft l ich genutzter Außenbereichs f lä -

chen,  der damit  verbundenen Vers iegelung und der Veränderung des Landschaftsbi l-

des.  Der Bebauungsp lan n immt eine bewusst begrenzte Fläche in  Anspruch und be -

schränkt die zu läss ige Grundf lächenzah l,  sodass ein  erhebl icher Antei l  des  Plange -

biets  unvers iegelt  bleibt  und weiterh in  Vers ickerungs -,  Verdunstungs - und Kl imafunk-

t ionen erfü llen  kann.  Für die vers iegelten Bereichstei le kommt es  zu einem dauerhaften 

Funkt ionsverlus t der Böden; dieser Eingrif f wird im Rahmen der s tädtebau l ichen Ein-

gri ffsregelung bilanzier t  und durch interne und externe Kompensationsmaßnahmen 

fachrecht l ich  ausgegl ichen.  Die Auswirkungen auf  das  Schutzgut Wasser werden 

durch Maßnahmen zur Entwässerung, zu  Rückhalte - und Behandlungsan lagen für N ie -

dersch lags- und Havarielöschwasser sowie durch Vorgaben zum Umgang mit  wasser-

gefährdenden Stoffen so gesteuer t,  dass  das R is iko nachtei l iger Ve ränderungen des 

Grund- und Hei lwassers  min imier t wird. Die Lage im Hei lquel lenschutzgebiet erforder t  

h ierbei eine besondere Sorgfalt  in  der An lagenaus legung und im Betrieb;  entspre -

chende Anforderungen werden in den nachfo lgenden Genehmigungsverfahren aufge -

gri ffen und konkretisier t.  
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Das Landschaftsbi ld is t im Plangebiet bereits  durch die vorhandene Hochspannungs-

in frastruktur und das Umspannwerk geprägt. D ie zusätzl iche v isuel le Wirkung der 

„Energie -/Speicherin frastruktur"  wird durch die vergleichsweise geringe Bauhöhe der 

Speicheranlagen, zurückhaltende Farbgebung, die Ein fr iedungsgestaltung und land-

schaftsplanerische Begleitmaßnahmen begrenzt. D ie von der Anlage ausgehenden 

techn ischen Immiss ionen (insbesondere Geräusche von Transformatoren,  Lüftern  und 

Schalt vorgängen) werden im Rahm en der schal ltechn ischen Untersuchung bewer tet;  

die Einhaltung der maßgebl ichen Immissionsrichtwerte an den nächstgelegenen 

schutzbedürf t igen Nutzungen ist  durch techn ische oder betriebliche Maßnahmen s i -

cherzustel len.  Der Artenschutz wird durch die laufend en Erhebungen zur Vorkom-

menss ituat ion relevanter Ar ten sowie durch gegebenenfal ls fest zusetzende Vermei -

dungs- und CEF-Maßnahmen gewahr t. Aufgrund der räumlichen Distanz und der feh-

lenden unmit telbaren Wirkpfade s ind erhebl iche Beeinträcht igungen der Erhalt ungs-

ziele des benachbarten FFH -Gebiets  n icht zu  erwar ten;  verbleibende R is iken werden 

im Rahmen der FFH -Ver trägl ichkeitsprüfung fachgutachterl ich  bewer tet.  

In  der Gesamtschau führen die umweltrelevanten Auswirkungen der Planung zu einem 

lokal bedeutsamen,  aber durch Festsetzungen und Maßnahmenplan reduzier ten Ein-

gri f f  in  Boden,  Natur und Landschaft,  der durch geeignete Kompensationen ausgegl i -

chen werden kann und dem ein  erhebl icher Beitrag zur In tegration erneuerbarer Ener-

gien, zur Reduzierung von Treibhausgasemiss ionen und zur Stabi l is ierung des Ener-

giesystems gegenübersteht.  
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